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Verlautbarungen des Bischofs

Nr. 117 	Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen vom 06. Okto-
ber 2021 – Änderungen der KAVO – 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 06. 
Oktober 2021 beschlossen:

I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung 
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, 
S. 157ff.), zuletzt geändert am 09.07.2021 (Kirchli-

ches Amtsblatt 2021, S. 130), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 8b wird wie folgt gefasst:

„8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch und zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt

(1) Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfe-
bedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sons-
tige Beschäftigte im kirchlichen Dienst1 und die Ord-
nung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 

64. Jahrgang
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Erwachsenen finden in ihrer jeweiligen Fassung, 
soweit sie arbeitsvertragliche Regelungen betreffen, 
im Anwendungsbereich dieser Ordnung nach Maß-
gabe der folgenden Absätze Anwendung.

(2) Alle Mitarbeiter haben unverzüglich die zustän-
dige Person der Leitungsebene der Institution, 
bei der sie beschäftigt sind, oder die beauftrag-
ten Ansprechpersonen über einen durch Tatsachen 
begründeten Verdacht im Sinne der Nr. 2 der Ord-
nung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener in der jeweils geltenden Fassung, der 
ihnen im dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt 
ist, zu informieren. Dasselbe gilt, wenn sie über die 
Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden Ermitt-
lungsverfahrens oder über eine erfolgte Verurteilung 
im dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen. Etwaige 
staatliche oder kirchliche Verschwiegenheitspflich-
ten oder Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen 
oder staatlichen Stellen (z.B. (Landes-)Jugendamt, 
Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten 
bleiben hiervon unberührt. Im Rahmen von seel-
sorglichen Gesprächen besteht die Pflicht zur Weiter-
leitung an eine der beauftragten Ansprechpersonen 
immer dann, wenn Gefahr für Leib und Leben droht 
sowie wenn weitere mutmaßliche Opfer betroffen 
sein könnten; hierbei sind die Bestimmungen des § 
203 StGB zu beachten. Die Pflicht zur Weiterleitung 
gemäß Satz 4 besteht auch bei anonymen Hinwei-
sen, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für Ermitt-
lungen beinhalten.

(3) Wird ein Mitarbeiter einer Tat nach Nr. 2 der Ord-
nung über den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
in der jeweils geltenden Fassung beschuldigt, kann 
er im Falle einer Anhörung durch den Dienstgeber 
nach Nr. 26 der Ordnung eine Person seines Vertrau-
ens hinzuziehen. Hierauf ist der Mitarbeiter vor der 
Anhörung hinzuweisen.

(4) Der Dienstgeber ist berechtigt, von einem 
Mitarbeiter, der im Rahmen seiner Tätigkeit Kin-
der, Jugendliche oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder vergleichbaren Kontakt hat, die Vor-
lage einer Selbstauskunftserklärung bezüglich der 
in § 72a Abs. 1 SGB VIII genannten Straftaten zu 
verlangen. Diese enthält, sofern die Verurteilung 
noch nicht nach dem Bundeszentralregistergesetz 
(BZRG) getilgt ist, Angaben, ob der Mitarbeiter 
wegen einer Straftat nach § 72a Abs. 1 SGB VIII 
verurteilt worden ist und ob insoweit ein staats-
anwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen ihn 
eingeleitet worden ist. Darüber hinaus ist die Ver-
pflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens 
dem Dienstgeber hiervon unverzüglich Mitteilung 
zu machen.

(5) Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass in 
seinen kirchlichen Einrichtungen für die jeweiligen 
Arbeitsbereiche ein Verhaltenskodex unter Beteiligung 
der Mitarbeiterschaft erarbeitet wird. Eine Dienst-
vereinbarung nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 der Mitarbei-
tervertretungsordnung (MAVO) ist zulässig. Kommt 

eine Dienstvereinbarung nicht zustande oder besteht 
keine Mitarbeitervertretung, erlässt der Dienstgeber 
einen Verhaltenskodex als Dienstanweisung.“ 

2. § 23a Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Erhöhungssatz beträgt für vor dem 1. April 
2022 zustehende Entgeltbestandteile 1,80 %.“

3. § 28 erhält folgende Fassung:

„§ 28 
Grundsätze der Entgeltumwandlung 
 zum Zwecke des Fahrradleasings

(1) Mitarbeiter und Dienstgeber können einzelver-
traglich vereinbaren, künftige monatliche Entgeltbe-
standteile der Mitarbeiter zum Zwecke des Leasings 
von Fahrrädern gemäß § 63a Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung sowie leasingfähigen Zubehörs 
umzuwandeln. Bietet der Dienstgeber die Möglich-
keit zum Abschluss einer Vereinbarung gemäß Satz 
1 an, so hat er dieses Angebot zur Entgeltumwand-
lung grundsätzlich allen Mitarbeitern zu unterbreiten, 
die unter den Geltungsbereich dieser Ordnung fal-
len; Ausschlusskriterien für ein Angebot sind in der 
jeweiligen Einrichtung allgemein bekannt zu geben 
und müssen sachlich begründbar sein. Werden Ent-
geltansprüche des Mitarbeiters auf Basis einer Ver-
einbarung gemäß Satz 1 umgewandelt, müssen für 
die Dauer des Leasingvertrages des Dienstgebers 
Entgeltbestandteile in Höhe der jeweiligen Leasin-
grate verwendet werden.

(2) Für die Zeit der Entgeltumwandlung gemäß 
Absatz 1 überlässt der Dienstgeber als Leasingneh-
mer dem Mitarbeiter das Fahrrad zur dienstlichen 
und privaten Nutzung. Aus der Überlassungsverein-
barung müssen sich die Regelungen zum Überlas-
sungsgegenstand und dessen Nutzung, sowie die 
Rechte und Pflichten des Mitarbeiters ergeben.

(3) Zusammen mit dem Fahrrad können etwaige 
Zusatzleistungen (z.B. Versicherungen) des Leasing-
gebers und fest mit dem Fahrrad verbundenes Zube-
hör geleast und überlassen werden.

(4) Die Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertre-
tung gemäß der Mitarbeitervertretungsordnung blei-
ben unberührt.

(5) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Rege-
lung in der jeweiligen Einrichtung bestehende Ver-
einbarungen über die Entgeltumwandlung zum Zwe-
cke des Fahrradleasings bleiben unberührt.“

4. § 32 wird wie folgt geändert:
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „Zeiten einer entgelt-
lichen Tätigkeit“ durch die Worte „in einem Arbeits-
verhältnis zurückgelegten Zeiten“ ersetzt.
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bb) Es wird ein Satz 3 mit folgendem Wortlaut ange-
fügt:

„Die Jubiläumsdienstzeit umfasst auch in einem Aus-
bildungs- oder Praktikumsverhältnis zurückgelegte 
Zeiten, wenn auf das Verhältnis eine von einer Kom-
mission im Sinne des Art. 7 Grundordnung beschlos-
sene Ordnung Anwendung gefunden hat.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Dienst- oder Arbeits-
verhältnis“ durch die Worte „Beschäftigungsverhält-
nis im Sinne von Absatz 1“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird jeweils das Wort „Arbeitsverhält-
nis“ durch die Worte „Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne von Absatz 1“, das Wort „Arbeitgebers“ durch 
das Wort „Dienstgebers“ und das Wort „Arbeitgeber“ 
durch das Wort „Dienstgeber“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„Auf die Jubiläumsdienstzeit werden Zeiten eines 
Sonderurlaubs im Sinne des § 38 nicht angerech-
net.“

c) In Absatz 3 wird ein Satz 2 mit folgendem Wort-
laut angefügt:

„§ 29 Abs. 2 findet keine Anwendung.“

5. In § 32a Satz 1 wird das Wort „Arbeitgeber“ durch 
das Wort „Dienstgeber“ ersetzt.

6. § 48 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt geändert:

a) Der Punkt am Satzende wird durch ein Semikolon 
ersetzt.

b) An das Semikolon wird folgender Halbsatz ange-
fügt:

„jedoch auch hier frühestens zwei Wochen nach 
Zugang der schriftlichen Mitteilung im Sinne von 
Satz 3.“

7.§ 57 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Ausschlussfrist gilt nicht für Ansprüche aus:

- der Haftung aufgrund vorsätzlichen Handelns,
- Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit oder
- einem Sozialplan sowie für Ansprüche, soweit sie 
kraft Gesetzes oder einer zwingenden Rechtsver-
ordnung einer Ausschlussfrist entzogen sind (z.B. 
MiLoG).“

8. In Anlage 2 wird im Besonderen Teil B Abschnitt 
V. Sozial- und Erziehungsdienst in der Fußnote zur 
Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 3 an Satz 3 ein Satz 4 
mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„Die Zulage erhöht sich ab 1. April 2022 um weitere 
1,80 %.“

 
9. Anlage 5 wird wie folgt gefasst:

„Entgelttabelle (§ 23 KAVO) 
gültig ab 1. April 2022 (monatlich in Euro)

Entgelt-
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 5.017,06 5.358,22 5.738,77 6.258,28 6.792,69 7.144,27

14 4.542,98 4.851,90 5.255,33 5.703,01 6.202,05 6.560,31

13 4.187,45 4.526,02 4.911,44 5.329,90 5.822,30 6.089,52

12 3.752,91 4.142,50 4.597,79 5.102,97 5.695,74 5.977,00

11 3.622,16 3.980,48 4.317,18 4.682,47 5.182,41 5.463,69

10 3.492,26 3.773,01 4.092,18 4.438,33 4.823,79 4.950,36

9c 3.390,37 3.640,83 3.913,20 4.206,69 4.522,19 4.748,36

9b 3.180,94 3.415,70 3.563,00 3.998,95 4.257,27 4.556,50

9a 3.069,16 3.271,39 3.468,21 3.906,05 4.005,11 4.258,04

8 2.910,37 3.104,82 3.239,51 3.373,97 3.518,19 3.587,54

7 2.733,87 2.957,90 3.091,36 3.226,04 3.353,07 3.421,28

6 2.683,45 2.867,82 2.997,10 3.125,04 3.250,70 3.314,71

5 2.576,29 2.755,14 2.875,93 3.003,85 3.122,72 3.184,15

4 2.456,51 2.637,49 2.789,34 2.883,87 2.978,39 3.033,74

3 2.418,66 2.613,29 2.660,65 2.768,92 2.850,16 2.924,58

2 2.242,16 2.439,13 2.486,89 2.555,05 2.704,86 2.861,58

1 - 2.015,52 2.048,86 2.090,55 2.129,42 2.229,47“
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10. In § 1 Absatz 3 Satz 1 Anlage 13 wird nach dem 
Wort „Mitarbeiter“ das Wort „mindestens“ eingefügt.

11. In Anlage 22a wird die Fußnote zu § 7 Absatz 2 
Satz 2 wie folgt gefasst:

„Das Wertguthaben erhöht sich am 1. April 2022 um 
1,80 %.“

12. Anlage 27 wird wie folgt geändert:

a) Die Fußnote zu § 4 Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt 
gefasst:

„Für die Veränderung der Beträge der individuellen 
Endstufen ab 1. April 2022 gilt der Prozentsatz 1,80.“

b) Die Fußnote zu § 5 Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt 
gefasst:

„Die individuelle Zwischenstufe erhöht sich am 1. 
April 2022 um 1,80 %.“

c) Die Fußnote zu § 6 Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt 
gefasst:

„Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. April 2022 
um 1,80 %.“

d) Die Fußnote zu § 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. April 2022 
um 1,80 %.“

e) Die Tabelle in § 13 Satz 2 wird durch die folgende Tabelle ersetzt:

„Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 1. April 2022 6.200,57 6.873,00 7.510,04 7.934,77 8.033,83“

f) Die Fußnote zu § 15 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt 
gefasst:

„Der Betrag der Differenz nach Satz 2 erhöht sich am 
1. April 2022 um 1,80 %.“

13. Anlage 29 wird wie folgt geändert:

a) § 1 Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen dem der-
zeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt 
nach Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe 

- in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b  
- ab 1. April 2022 weniger als 65,46 Euro,
- in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18  
- ab 1. April 2022 weniger als 104,74 Euro,

so erhält die Mitarbeiterin während der betreffenden 
Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den 
vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebetrag.“ 

b) § 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Fußnote zu Absatz 4 Satz 7 wird wie folgt 
gefasst:

„1. Die Vergleichsentgelte erhöhen sich am 1. April 
2022 um 1,80 %.

2. Für die Veränderung der Beträge der individuel-
len Endstufen ab 1. April 2022 gilt der Prozentsatz 
1,80.“

bb) Absatz 8 Satz 1 Buchstabe a) wird wie folgt 
gefasst:

„a) nach dem Anhang 1 zur Anlage 29 KAVO in der 
Entgeltgruppe S 11b eingruppiert sind, erhalten für 
die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6 zusätzlich zum 
Tabellenentgelt der Entgeltgruppe S 11b Stufe 6 
eine Zulage ab 1. April 2022 in Höhe von 81,34 Euro 
monatlich;“

cc) Absatz 8 Satz 1 Buchstabe b) wird wie folgt 
gefasst:

„b) nach dem Anhang 1 zur Anlage 29 KAVO in der 
Entgeltgruppe S 12 eingruppiert sind, erhalten für 
die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6 zusätzlich zum 
Tabellenentgelt der Entgeltgruppe S 12 Stufe 6 eine 
Zulage ab 1. April 2022 in Höhe von 92,93 Euro 
monatlich.“

dd) Die Tabelle in Absatz 8 Satz 4 wird durch die folgende Tabelle ersetzt:

„Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 1. April 2022 3.415,20 3.657,14 3.989,55 4.256,24 4.589,56 4.756,23“

ee) Die Tabelle in Absatz 9 Satz 1 wird durch die folgende Tabelle ersetzt:

„Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

Gültig ab 1. April 2022 4.326,72 4.800,07 5.093,41“

c) Die Tabelle in § 4a Absatz 2 Satz 6 wird durch die folgende Tabelle ersetzt:

„Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

Gültig ab 
1. April 2022 3.017,83 3.324,40 3.477,70 3.935,68 4.309,24 4.616,08“
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d) Anhang 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Anhang 2 zur Anlage 29 KAVO (Entgelttabelle)
Gültig ab 1. April 2022 (monatlich in Euro)

Entgelt-
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.025,78 4.133,45 4.666,83 5.066,83 5.666,85 6.033,52

S 17 3.696,23 3.966,79 4.400,13 4.666,83 5.200,16 5.513,51

S 16 3.616,47 3.880,13 4.173,46 4.533,47 4.933,48 5.173,50

S 15 3.481,65 3.733,42 4.000,14 4.306,81 4.800,16 5.013,48

S 14 3.446,47 3.695,15 3.991,52 4.292,99 4.626,36 4.859,69

S 13 3.361,11 3.603,41 3.933,46 4.200,11 4.533,47 4.700,14

S 12 3.351,74 3.593,37 3.909,61 4.189,61 4.536,30 4.682,97

S 11b 3.304,79 3.542,98 3.710,32 4.137,01 4.470,35 4.670,36

S 11a 3.242,17 3.475,77 3.641,71 4.066,80 4.400,13 4.600,14

S 10 [nicht besetzt]

S 9 2.995,63 3.211,18 3.463,08 3.831,49 4.179,82 4.446,86

S 8b 2.995,63 3.211,18 3.463,08 3.831,49 4.179,82 4.446,86

S 8a 2.931,61 3.142,47 3.360,03 3.566,15 3.767,64 3.979,52

S 7 2.855,54 3.060,84 3.265,12 3.469,36 3.622,58 3.853,46

S 6 [nicht besetzt]

S 5 [nicht besetzt]

S 4 2.730,63 2.926,79 3.105,53 3.226,82 3.341,72 3.520,72

S 3 2.572,41 2.756,99 2.928,70 3.086,37 3.158,51 3.244,68

S 2 2.377,38 2.490,44 2.574,07 2.664,88 2.767,00 2.869,15“

II) Die Änderung unter Ziffer I) 7. tritt rückwirkend 
zum 1. Juli 2021 in Kraft. Die Änderungen unter Zif-
fer I) 4. und 5. treten am 1. November 2021 in Kraft. 
Die Änderungen unter Ziffer I) 3., 6. und 10. treten 
am 01.12.2021 in Kraft. Die Änderung unter Ziffer 
I) 1. tritt am 01.01.022 in Kraft. Die Änderungen 
unter Ziffer I) 2., 8., 9. und 11. bis 13. treten am 
01.04.2022 in Kraft. 

Die vorstehenden Änderungen setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft. 

Essen, 19.11.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 118	 Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen vom 06. Okto-
ber 2021 – Ordnung für ein ausbil-
dungsintegriertes duales Studium – 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 6. Okto-
ber 2021 beschlossen:

I) Es wird eine „Ordnung für Studierende in ausbil-
dungsintegrierten dualen Studiengängen“ mit fol-
gendem Wortlaut eingeführt:

„Ordnung für Studierende in ausbildungs
integrierten dualen Studiengängen

§ 1 Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Ordnung gilt für Personen, die mit 
Rechtsträgern im Sinne von § 1 Abs. 1 und 2 der 
„Ordnung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des 
Arbeitsvertragsrechts durch Kommissionen in den 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nord-
rhein-westfälischer Teil) und Paderborn (KODA-Ord-
nung)“ einen Vertrag für die Teilnahme an einem 
ausbildungsintegrierten dualen Studiengang schlie-
ßen. Die Personen werden nachfolgend Studierende 
genannt. Voraussetzung dafür, dass diese Ordnung 
auf Studierende Anwendung findet, ist auch, dass 
die Studierenden in einem Beruf ausgebildet wer-
den, der 

a) von der „Ordnung für Berufsausbildungsverhält-
nisse“ oder 
b) von der „Ordnung für Schülerinnen in praxisinte-
grierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin nach lan-
desrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung)“

erfasst wird.

(2) Ausbildender ist, wer andere Personen zur Aus-
bildung einstellen darf. Die Ausbildereigenschaft 
bestimmt sich nach dem Aufbau der Verwaltung. 

(3) Das ausbildungsintegrierte duale Studium ver-
bindet auf der Grundlage eines schriftlichen Ausbil-
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dungs- und Studienvertrags eine betriebliche Aus-
bildung, die von Absatz 1 Satz 3 Buchst. a) oder b) 
erfasst wird, mit einem Studium, das in einem vom 
Ausbildenden vorgegebenen Studiengang an einer 
Hochschule absolviert wird. Das ausbildungsinteg-
rierte duale Studium gliedert sich in einen Ausbil-
dungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils 
dem Erreichen der entsprechenden Abschlussqua-
lifikation dienen. Dabei beinhaltet der Studienteil 
des ausbildungsintegrierten dualen Studiums fach-
theoretische Studienabschnitte an der Hochschule 
(Lehrveranstaltungen) und berufspraktische Studie-
nabschnitte beim Ausbildenden oder einem von dem 
Ausbildenden zu bestimmenden Dritten.

§ 2 Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden 

(1) Vor Beginn des Ausbildungs- und Studienverhält-
nisses ist ein schriftlicher Ausbildungs- und Studi-
envertrag zu schließen, der neben der Bezeichnung 
des beabsichtigten Studienabschlusses (Studienteil) 
und des integrierten Ausbildungsberufes (Ausbil-
dungsteil) mindestens folgende Angaben enthält:

a) die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung 
in der jeweils geltenden Fassung, die kooperierende 
Hochschule, den Aufbau und die sachliche Gliede-
rung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums, 
die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
in der jeweils geltenden Fassung sowie Art, sachliche 
und zeitliche Gliederung des Ausbildungsteils, 

b) Beginn, Dauer und Verteilung des Studienteils 
einschließlich berufspraktischer Studienabschnitte 
(Studienplan) und Festlegung der diesbezüglichen 
Teilnahmepflicht sowie Beginn, Dauer und Verteilung 
des Ausbildungsteils (Ausbildungsplan), 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentli-
chen Ausbildungs- und Studienzeit, 

d) Dauer der Probezeit, 

e) Zahlung und Höhe des Studienentgelts sowie Stu-
diengebühren, 

f) Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs,

g) Voraussetzungen, unter denen das Vertragsver-
hältnis gekündigt werden kann, 

h) Bindung - und Rückzahlungsbedingungen, 

i) die Inbezugnahme dieser Ordnung in ihrer jeweils 
geltenden Fassung sowie einen in allgemeiner Form 
gehaltenen Hinweis auf die Dienstvereinbarungen, 
die auf das Ausbildungs- und Studienverhältnis 
anzuwenden sind,

j) die Form des Ausbildungsnachweises nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) für Studierende mit 
einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. 
a).

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie 
schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert 

gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich ver-
einbart ist.

§ 3 Probezeit, Kündigung 

(1) Die Probezeit beträgt drei Monate für Studie-
rende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 Buchst. a) und sechs Monate für Studierende 
mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. b). Wird die Ausbildung während der Pro-
bezeit um mehr als ein Drittel dieser Zeit unterbro-
chen, so verlängert sich die Probezeit bei Studieren-
den mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 
3 Buchst. a) um den Zeitraum der Unterbrechung. 

(2) Während der Probezeit kann das Vertragsver-
hältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(3) Nach der Probezeit kann das Vertragsverhältnis 
unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe 
nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Ein-
halten einer Kündigungsfrist (die Maßstäbe der Art. 
3 bis 5 Grundordnung in ihrer jeweiligen Fassung 
sind anzuwenden), 

b) von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist 
von vier Wochen.

§ 4 Ärztliche Untersuchungen 

(1) Studierende haben auf Verlangen des Ausbilden-
den vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche Eig-
nung durch das Zeugnis eines Amts- oder Betriebs-
arztes nachzuweisen. Für Studierende, die unter das 
Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist 
ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten. 

(2) Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlas-
sung berechtigt, Studierende zu verpflichten, durch 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie 
in der Lage sind, die nach dem Ausbildungs- und 
Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen zu 
erfüllen. Bei dem beauftragten Arzt kann es sich um 
einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betrieb-
sparteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt 
haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der 
Ausbildende.

(3) Studierende, die besonderen Ansteckungsgefah-
ren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätig-
keiten beschäftigt oder mit der Zubereitung von 
Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeit-
abständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des 
Ausbildungs- und Studienverhältnisses ärztlich zu 
untersuchen. Die Kosten dieser Untersuchung trägt 
der Ausbildende, falls hierzu kein Dritter verpflichtet 
ist.

§ 5 Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht 

(1) Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil 
des ausbildungsintegrierten dualen Studiums sind 
Bestandteil der Personalakte der Studierenden. Hierzu 
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haben die Studierenden die von den Hochschulen aus-
zustellenden Leistungsübersichten nach den jewei-
ligen Studien- und Prüfungsordnungen sowie eine 
Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich nach 
Aushändigung dem Ausbildenden vorzulegen. 

(2) Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht 
in ihre vollständigen Personalakten. Sie können 
das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich 
Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können Aus-
züge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

(3) Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig 
zu machen.

§ 6 Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Stu-
dienzeit 

(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentli-
che Ausbildungs- und Studienzeit und tägliche Aus-
bildungs- und Studienzeit der Studierenden rich-
ten sich während der fachtheoretischen Abschnitte 
nach der jeweiligen Ausbildungs-, Studien- und Prü-
fungsordnung. Die durchschnittliche regelmäßige 
wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der Stu-
dierenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutz-
gesetz fallen, richtet sich während der berufsprak-
tischen Abschnitte beim Ausbildenden nach den 
für die Mitarbeiter des Ausbildenden maßgebenden 
Vorschriften über die Arbeitszeit. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch bei der Durchführung von berufsprak-
tischen Abschnitten einschließlich der praktischen 
Ausbildung des Ausbildungsteils bei einem Dritten. 
In dem Ausbildungs- und Studienvertrag nach § 2 
werden die berufspraktischen Abschnitte verbindlich 
in einem Ausbildungs- und Studienplan vereinbart. 

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbil-
dungsnachweisen) verlangt, ist den Studierenden 
dazu während der Ausbildungs- und Studienzeit 
Gelegenheit zu geben. 

(3) An Tagen, an denen Studierende fachtheoreti-
sche Studienabschnitte an der Hochschule absolvie-
ren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 
als erfüllt. Im Übrigen gelten für Studierende, die 
eine Ausbildung nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) 
absolvieren, Unterrichtszeiten einschließlich der Pau-
sen als Ausbildungs- und Studienzeit. Dies gilt auch 
für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort 
und Ausbildungsstätte, sofern die praktische Ausbil-
dung oder berufspraktische Studienabschnitte nach 
dem Unterricht fortgesetzt werden. 

(4) Im Übrigen gilt für Studierende mit einem Aus-
bildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a), dass 
sie an Tagen, an denen sie im Rahmen ihres Ausbil-
dungsteils an einem theoretisch betrieblichen Unter-
richt von mindestens 270 tatsächlichen Unterrichts-
minuten teilnehmen, nicht zur praktischen Ausbil-
dung herangezogen werden dürfen. 

(5) Studierende dürfen im Rahmen des Ausbildungs- 
und Studienzwecks auch an Sonntagen und Wochen-
feiertagen und in der Nacht ausgebildet werden.

(6) Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 1 
geregelte Ausbildungs- und Studienzeit hinausgeht, 
ist nur ausnahmsweise zulässig. §§ 21, 23 JArbSchG 
und § 17 Abs. 7 BBiG bleiben unberührt.

§ 7 Studienentgelt und Studiengebühren 

(1) Studierende erhalten bis zum Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem die Abschlussprüfung des Aus-
bildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Studie-
nentgelt, das sich aus einem monatlichen Entgelt 
und einer monatlichen Zulage zusammensetzt. Das 
monatliche Entgelt beträgt 

a) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) 

- im ersten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021	 1.043,26 Euro 
ab 1. April 2022 	 1.068,26 Euro

- im zweiten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021	 1.093,20 Euro
ab 1. April 2022 	 1.118,20 Euro

- im dritten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021 	 1.139,02 Euro 
ab 1. April 2022 	 1.164,02 Euro

- im vierten Ausbildungsjahr 	
ab 1. Dezember 2021	 1.202,59 Euro
ab 1. April 2022 	 1.227,59 Euro

b) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) 

- im ersten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021	 1.165,69 Euro
ab 1. April 2022 	 1.190,69 Euro
 
- im zweiten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021	 1.227,07 Euro 
ab 1. April 2022 	 1.252,07 Euro

- im dritten Ausbildungsjahr
ab 1. Dezember 2021	 1.328,38 Euro
ab 1. April 2022 	 1.353,38 Euro.

Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. Die Zulage 
erfolgt als monatliche Pauschale und damit unabhän-
gig von der zeitlichen Verteilung der Ausbildungs- 
und Studienteile. 

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem 
die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erfolg-
reich abgelegt wurde, erhalten die Studierenden 
anstelle des Studienentgelts nach Absatz 1 bis zur 
Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen 
Studiums ein monatliches Studienentgelt in Höhe 
von 

- 1.300 Euro (ab 1. April 2022: 1.325 Euro) bei 
einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 
mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. a), 
- 1.490 Euro (ab 1. April 2022: 1.515 Euro) bei 
einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 
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mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. b).

(3) Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt 
fällig wie das den Mitarbeitern des Ausbildenden 
gezahlte Entgelt. 

(4) Der Ausbildende übernimmt die notwendigen 
Studiengebühren. 

(5) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden 
oder einer berufsbildenden Schule oder wegen einer 
Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die 
Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt, gilt 
für die Höhe des Studienentgelts nach Absatz 1 der 
Zeitraum, um den die Ausbildungszeit des Ausbil-
dungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbil-
dungszeit. 

(6) Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach Maß-
gabe des § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) die Ausbil-
dungszeit des Ausbildungsteils 

a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung 
auf Verlangen der Studierenden bis zur nächstmögli-
chen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, 
verlängert oder 

b) auf Antrag der Studierenden nach § 8 Abs. 2 BBiG 
von der zuständigen Stelle oder nach § 27c Abs. 2 
der Handwerksordnung (HwO) von der Handwerks-
kammer verlängert,

wird während des Zeitraums der Verlängerung das 
Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Satz 2 des letzten regelmäßigen Ausbildungsab-
schnitts des Ausbildungsteils gezahlt. 

(7) Können Studierende bei einem ausbildungsinteg-
rierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil 
nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) ohne eigenes Ver-
schulden die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils 
erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, erhal-
ten die Studierenden bis zur Ablegung der Abschluss-
prüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt nach 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 für den 
letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. Im Falle 
des Bestehens der Prüfung erhalten die Studierenden 
darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, 
an dem der Ausbildungsteil geendet hat, den Unter-
schiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Studie-
nentgelt nach Satz 1 und dem für das vierte Ausbil-
dungsjahr maßgebenden Studienentgelt nach Absatz 
1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2.

§ 8 Unständige Entgeltbestandteile 

(1) Für Studierende, deren berufspraktische 
Abschnitte einschließlich der praktischen Ausbildung 
des Ausbildungsteils an Samstagen, Sonntagen, Fei-
ertagen und Vorfesttagen stattfinden, gelten die für 
die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden Regelun-
gen sinngemäß. Dies gilt auch für den Bereitschafts-
dienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden 
und für die Zeitzuschläge.

(2) Für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) beträgt der Zeitzuschlag 
für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro Stunde. 
Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 
1 Satz 3 Buchst. b) erhalten unter denselben Vor-
aussetzungen wie die beim Ausbildenden beschäftig-
ten Mitarbeiter 75 v.H. der Zulagenbeträge gemäß § 
14b Abs. 6 KAVO.

§ 9 Urlaub 

(1) Studierende erhalten Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender 
Anwendung der für die Mitarbeiter des Ausbildenden 
geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der 
Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche 
in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt. 

(2) Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungs- und 
unterrichtsfreien Zeit in Anspruch zu nehmen. 

(3) Bei Urlaubsabgeltung gilt § 39 KAVO entspre-
chend. 

(4) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Satz 3 Buchst. b), die im Ausbildungsteil im 
Schichtdienst (§ 14a Abs. 2 KAVO) eingesetzt wer-
den, erhalten im zweiten und dritten Jahr des Aus-
bildungsteils je einen Tag Zusatzurlaub. Absatz 2 gilt 
entsprechend.

§ 10 Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außer-
halb der Ausbildungsstätte 

(1) Bei Reisen im Sinne von § 1 Abs. 2 Satz 1 der 
Anlage 15 KAVO, die im Rahmen des Ausbildungsteils 
oder der berufspraktischen Studienabschnitte erfol-
gen, erhalten die Studierenden eine Entschädigung 
in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmun-
gen, die für die Mitarbeiter des Ausbildenden jeweils 
gelten. Gleiches gilt bei Reisen zur Ablegung der in 
den Ausbildungsordnungen bzw. in den Studien- und 
Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen für 
Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 
1 Satz 3 Buchst. a). 

(2) Bei Reisen von Studierenden mit einem Aus-
bildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) zur 
Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaß-
nahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BBiG 
außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Aus-
bildungsstätte, werden die entstandenen notwendi-
gen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahr-
karte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglich-
keiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen 
(z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Bahn-
Card, Semesterticket) sind auszunutzen. Beträgt die 
Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei 
mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge 
beziehungsweise besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) 
erstattet. Die nachgewiesenen notwendigen Kosten 
einer Unterkunft am auswärtigen Ort werden, soweit 
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nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung 
steht, erstattet. Zu den Auslagen des bei notwen-
diger auswärtiger Unterbringung entstehenden Ver-
pflegungsmehraufwands wird für volle Kalendertage 
der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein 
Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozi-
alversicherungsentgeltverordnung maßgebenden 
Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen und 
Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpfle-
gung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehal-
ten. Bei einer über ein Wochenende oder einen Fei-
ertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme 
werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für 
Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach 
Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. Die Sätze 1 bis 
6 gelten auch für Reisen im Rahmen der fachtheore-
tischen Studienabschnitte, die Bestandteil von Stu-
dien - und Prüfungsordnungen sind, wenn die Hoch-
schule außerhalb der politischen Gemeindegrenze 
der Ausbildungsstätte liegt. 

(3) Bei Reisen von Studierenden mit einem Aus-
bildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) zur 
vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Ein-
richtung außerhalb der politischen Gemeindegrenze 
der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vor-
trägen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen 
werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten 
bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkeh-
renden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne 
Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung 
von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkar-
ten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterticket) 
sind auszunutzen. 

(4) Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbil-
dungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a), die im 
Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer 
auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden die not-
wendigen Fahrtkosten erstattet, soweit sie monat-
lich 6 v.H. des Studienentgelts nach § 8 Abs. 1 für 
das erste Studienjahr übersteigen. § 3 Abs. 5 der 
Anlage 15 KAVO findet sinngemäße Anwendung. Die 
notwendigen Auslagen für Unterkunft und Verpfle-
gungsmehraufwand werden bei Besuch der regu-
lären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht 
entsprechend Absatz 2 Sätze 3 bis 6 erstattet. Leis-
tungen Dritter sind anzurechnen. 

(5) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Stu-
dierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 
1 Satz 3 Buchst. a), die im Rahmen des Ausbil-
dungsteils erfolgen, werden die Kosten nach Maß-
gabe des Absatzes 2 erstattet.

§ 10a Familienheimfahrten 

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der 
Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen 
Berufsschule/Hochschule, deren Besuch vom Ausbil-
denden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern, 
der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des 
Ehegatten werden den Studierenden monatlich ein-
mal die im Bundesgebiet entstandenen notwendi-
gen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahr-

karte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im 
Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkei-
ten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Semesterti-
cket, BahnCard) sind auszunutzen. Studierenden 
mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. a) können Zuschläge im Bahnverkehr bzw. 
besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet wer-
den, wenn die Entfernung mehr als 300 km beträgt. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund gerin-
ger Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und 
zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort 
der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Berufs-
schule/Hochschule weniger als vier Wochen beträgt.

§ 11 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittel-
zuschuss 

(1) Studierende erhalten Schutzkleidung nach den 
Bestimmungen, die für die entsprechenden Mitarbei-
ter des Ausbildenden maßgebend sind. Diese wird 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit das 
Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrie-
ben oder angeordnet ist. Die Schutzkleidung bleibt 
Eigentum des Ausbildenden. 

(2) Der Ausbildende hat den Studierenden im Rah-
men des Ausbildungsteils kostenlos die Ausbildungs-
mittel zur Verfügung zu stellen, die zur Berufs-
ausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und 
Abschlussprüfungen bzw. der staatlichen Prüfung 
erforderlich sind. 

(3) Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) erhalten bis zum Abschluss 
des Ausbildungsteils einmal jährlich einen Lernmit-
telzuschuss in Höhe von 50 Euro brutto. Absatz 2 
bleibt unberührt. Der Lernmittelzuschuss ist mög-
lichst mit dem Ausbildungsentgelt des ersten Monats 
des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen. Er 
ist spätestens im Zahlungsmonat September des 
betreffenden Ausbildungsjahres fällig.

§ 12 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) Werden Studierende durch Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, 
ihre Verpflichtungen aus dem Ausbildungs- und Stu-
dienvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs 
Wochen sowie nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das 
Studienentgelt (§ 7) in entsprechender Anwendung 
der für die Mitarbeiter des Ausbildenden geltenden 
Regelungen fortgezahlt. 

(2) Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz. 

(3) Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, 
die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Ausbildenden 
zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten 
Studierende nach Ablauf des nach Absatz 1 maß-
gebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche 
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Kran-
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kengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach 
Absatz 1 ergebenden Nettostudienentgelt, wenn der 
zuständige Unfallversicherungsträger den Arbeitsun-
fall oder die Berufskrankheit anerkennt.

§ 12a Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen 

(1) Studierenden ist das Studienentgelt nach § 7 
Abs. 1 für insgesamt fünf Tage fortzuzahlen, um sich 
vor den in den Ausbildungsordnungen für den Aus-
bildungsteil vorgeschriebenen Abschlussprüfungen 
ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die 
Prüfung vorbereiten zu können; bei einer Sechstage-
woche besteht dieser Anspruch für sechs Tage. 

(2) Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 ver-
kürzt sich um die Zeit, für die Studierende zur Vorbe-
reitung auf die Abschlussprüfung besonders zusam-
mengefasst werden; es besteht jedoch mindestens 
ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage. 

(3) Im Übrigen gelten die für die Mitarbeiter des Aus-
bildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeitsbe-
freiung entsprechend.

§ 13 Vermögenswirksame Leistungen 

(1) Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in 
seiner jeweiligen Fassung erhalten Studierende eine 
vermögenswirksame Leistung in Höhe von 13,29 Euro 
monatlich. Der Anspruch auf vermögenswirksame 
Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermo-
nat, in welchem dem Ausbildenden die erforderlichen 
Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden voran-
gegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 14 Weihnachtszuwendung 

(1) Studierende, die am 1. Dezember in einem 
Ausbildungs- und Studienverhältnis stehen, haben 
Anspruch auf eine Weihnachtszuwendung. Die Weih-
nachtszuwendung beträgt 90 v.H. des den Studie-
renden für November des jeweiligen Jahres zuste-
henden Studienentgelts (§ 7).

(2) Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, in dem Studierende keinen 
Anspruch auf Studienentgelt (§ 7), Fortzahlung des 
Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder 
im Krankheitsfall (§ 12) haben. Die Verminderung 
unterbleibt für Kalendermonate, für die Studierende 
wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 1 und 
2 des Mutterschutzgesetzes kein Studienentgelt 
erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt fer-
ner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem 
das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der 
Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) Die Weihnachtszuwendung wird mit dem für 
November zustehenden Studienentgelt ausgezahlt. 

Ein Teilbetrag der Weihnachtszuwendung kann zu 
einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 

(4) Studierende, die im unmittelbaren Anschluss 
an den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 
von ihrem Ausbildenden in ein Arbeitsverhältnis 
übernommen werden und Anspruch auf eine Weih-
nachtszuwendung nach § 33a KAVO haben, erhalten 
einmalig zusammen mit der anteiligen Weihnachts-
zuwendung aus dem Arbeitsverhältnis die anteilige 
Weihnachtszuwendung aus dem Ausbildungs- und 
Studienverhältnis.

§ 15 Zusatzversorgung, Entgeltumwandlung 

(1) Für die Versicherung zum Zwecke einer zusätzli-
chen Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebe-
nenversorgung gilt § 35 KAVO.

(2) Für die Entgeltumwandlung der Studierenden 
gilt die Regelung zur Entgeltumwandlung der Zent-
ralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertrags-
rechts im kirchlichen Dienst (Zentral-KODA) vom 15. 
April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fassung. Teilen 
die Studierenden dem Ausbildenden die erforderli-
chen Angaben für eine vermögenswirksame Leistung 
nicht mit, erhalten sie auf Antrag eine monatliche 
Zulage in Höhe der vermögenswirksamen Leistung 
zur Brutto-Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß 
Satz 1 durchgeführt wird; im Übrigen finden die 
Regelungen der Anlage 13 KAVO sinngemäß Anwen-
dung. Die monatliche Zulage im Sinne des Satzes 2 
ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 16 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des 
Vertragsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet 
mit dem Ablauf der im Ausbildungs- und Studienver-
trag vereinbarten Vertragslaufzeit. 

(2) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet 
zudem: 

a) bei wirksamer Kündigung (§ 3 Absätze 2 und 3) 
oder

b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach 
der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung oder 

c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendi-
gen Ausbildungsprüfung des Ausbildungsteils; dies 
gilt nicht, wenn sich im Falle des Nichtbestehens der 
Abschlussprüfung der Ausbildungsteil auf Verlangen 
der Studierenden bis zur nächstmöglichen Wieder-
holungsprüfung, höchstens um ein Jahr, verlängert 
oder die Abschlussprüfung ohne eigenes Verschul-
den erst nach beendeter Ausbildungszeit des Ausbil-
dungsteils abgelegt wird. 

(3) Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudi-
enzeit) kann in Abstimmung mit dem Ausbildenden 
beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der 
Studien- und Prüfungsordnung für den ausbildungs-
integrierten dualen Studiengang zulässig ist und die 
Vereinbarkeit mit dem gleichzeitig zu absolvierendem 
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Ausbildungsteil gewährleistet ist. Der Ausbildungs- 
und Studienvertrag ist entsprechend anzupassen. 

(4) Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme 
in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies dem Studieren-
den drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende des 
Vertragsverhältnisses schriftlich mitzuteilen. 

(5) Werden Studierende im Anschluss an das Ausbil-
dungs- und Studienverhältnis beschäftigt, ohne dass 
hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, 
so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als 
begründet.

§ 17 Abschlussprämie 

(1) Bei Beendigung des Ausbildungsteils aufgrund 
erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung 
bzw. staatlicher Prüfung erhalten Studierende eine 
Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 
Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt. Sie ist nach Bestehen der 
Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Studierende, die den Aus-
bildungsteil des ausbildungsintegrierten dualen Stu-
diums nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer Wie-
derholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall kann 
der Ausbildende von Satz 1 abweichen.

§ 18 Rückzahlungsgrundsätze 

(1) Werden die Studierenden oder die ehemals Studie-
renden beim Ausbildenden nach Beendigung ihres aus-
bildungsintegrierten dualen Studiums in ein Arbeits-
verhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschluss-
qualifikation übernommen, sind sie verpflichtet, dort 
für die Dauer von fünf Jahren beruflich tätig zu sein. 

(2) Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder 
zum Abbruch des ausbildungsintegrierten dualen 
Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus 
der monatlichen Zulage nach § 7 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 3, dem Studienentgelt nach § 
7 Abs. 2 und den Studiengebühren (§ 7 Abs. 4), ist 
von den Studierenden oder den ehemals Studieren-
den zurückzuerstatten:

a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendi-
gen Ausbildungs- oder Studienprüfung, wenn die 
Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der 
Studierenden fällt, weil sie es schuldhaft unterlas-
sen haben, den erfolgreichen Abschluss des ausbil-
dungsintegrierten dualen Studiums im Rahmen des 
ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

b) bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dua-
len Studiums durch Kündigung vom Ausbildenden 
aus einem von den Studierenden zu vertretenden 
Grunde oder durch eine Eigenkündigung der Stu-
dierenden nach Ende der Probezeit, die nicht durch 
einen wichtigen Grund gemäß § 626 BGB gerecht-
fertigt ist, 

c) bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden 
im Anschluss an das erfolgreich bestandene ausbil-

dungsintegrierte duale Studium entsprechend der 
erworbenen Abschlussqualifikation ein Beschäfti-
gungsverhältnis zu begründen, 

d) soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim 
Ausbildenden im Anschluss an das erfolgreich 
bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium 
entsprechend der erworbenen Abschlussqualifika-
tion begründet wurde, aus einem von den ehemals 
Studierenden zu vertretenden Grunde innerhalb der 
ersten fünf Jahre seines Bestehens endet. 

(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim 
Ausbildenden absolviert wurden, verringert sich der 
Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des Gesamtbetra-
ges nach Absatz 2. 

(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach 
Absatz 2 bzw. 3 wird für jeden vollen Monat, in dem 
nach Beendigung des ausbildungsintegrierten dua-
len Studiums ein Arbeitsverhältnis bestand, um 1/60 
vermindert. 

(5) Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absat-
zes 2 Buchst. a) oder b) entfällt, wenn die Studieren-
den nach endgültigem Nichtbestehen der notwendi-
gen Studienprüfung oder nach Kündigung infolge 
des Abbruchs des Studiums in ein Arbeitsverhältnis 
entsprechend der im Ausbildungsverhältnis erwor-
benen Qualifikation übernommen werden und die-
ses für die nach Satz 3 festgelegte Bindungsdauer 
fortbesteht. Die Rückzahlungspflicht entfällt nicht, 
wenn das Arbeitsverhältnis innerhalb der Bindungs-
dauer gemäß Satz 3 aus einem vom Mitarbeiter zu 
vertretenden Grund endet. Abweichend zu Absatz 1 
bemisst sich die Bindungsdauer nach der Dauer des 
Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder 
volle Monat des Ausbildungs- und Studienverhält-
nisses einem Monat Bindungsdauer entspricht. Zur 
Berechnung der Rückzahlungspflicht gilt Absatz 3; 
Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden.

(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teil-
weise verzichtet werden, soweit sie für die Studie-
renden oder die ehemals Studierenden eine beson-
dere Härte bedeuten würde.

§ 19 Zeugnis 

Der Ausbildende hat den Studierenden im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. a) bei Beendigung des Aus-
bildungsteils ein Zeugnis gemäß § 16 BBiG auszu-
stellen. Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer 
und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen 
Fertigkeiten und Kenntnisse der Studierenden ent-
halten. Auf deren Verlangen sind auch Angaben über 
Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkei-
ten aufzunehmen. Für Studierende im Sinne von § 
1 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b) gilt § 50 KAVO entspre-
chend.

§ 20 Einstellungsvoraussetzungen 

(1) Die Einstellung setzt eine dem kirchlichen Dienst 
entsprechende persönliche Eignung und sachliche 
Befähigung voraus.
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(2) Die persönliche Eignung richtet sich nach den 
Anforderungen der Grundordnung in ihrer jeweils 
geltenden Fassung. 

(3) Sachliche Befähigung für die Einstellung ist der 
für die Berufsausbildung und das Studium notwen-
dige Schulabschluss.

§ 21 Beschlüsse der Zentralen Kommission 

Beschlüsse der Zentralen Kommission im Sinne von 
§ 3 Abs. 1 Zentral-KODA-Ordnung sind mit ihrer 
In-Kraft-Setzung Bestandteil dieser Ordnung, soweit 
die Beschlüsse die Ausbildungs- und Studienverhält-
nisse betreffen.

§ 22 Konfliktregelung 

(1) Ist ein Ausschuss im Sinne des § 111 Abs. 2 
Arbeitsgerichtsgesetz errichtet, so ist dieser vor 
Inanspruchnahme des Arbeitsgerichts anzurufen. 
Ist ein solcher Ausschuss nicht errichtet oder ist er 
sachlich nicht zuständig, so gilt Absatz 2.*

* Z.B. entfällt für Studierende nach § 1 Abs. 1 Satz 3 
Buchst. b die Verpflichtung zur Anrufung eines Aus-
schusses.

(2) Bei Streitigkeiten aus dem bestehenden Ausbil-
dungs- und Studienverhältnis soll vor Inanspruch-
nahme des Arbeitsgerichts der gemäß § 47 KAVO 
beim Generalvikariat bestehende Schlichtungsaus-
schuss (im Bistum Essen: Schiedsstelle) angerufen 
werden. Die Anrufung des Schlichtungsausschusses 
macht die Beachtung arbeitsrechtlicher Ausschluss-
fristen, insbesondere bei Kündigungen nicht ent-
behrlich.

§ 23 Beihilfe im Geburtsfall 

Studierende erhalten im Geburtsfall eine Beihilfe in 
entsprechender Anwendung von § 5 der Anlage 10 
KAVO.

§ 24 Sonstige Bestimmungen 

Für das Ausbildungs- und Studienverhältnis gelten 
im Übrigen die folgenden Bestimmungen der Kirchli-
chen Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) sinn-
gemäß:
 
§ 8 Schweigepflicht 
§ 8b Weiterleitung von Hinweisen auf sexuellen 
Missbrauch 
§ 9 	 Belohnungen und Geschenke 
§ 10 	 Nebentätigkeiten 
§ 13 	 Schadenshaftung 
§ 31 	 Forderung bei Dritthaftung 
§ 38 	 Sonderurlaub. 
§ 40 	 Arbeitsbefreiung (s. § 12a Abs. 3)
§ 40a 	 Fortzahlung der Vergütung bei Arbeitsausfall 
in besonderen Fällen 
§ 57 	 Ausschlussfristen.“

II) Die Ordnung unter Ziffer I) tritt am 01.12.2021 
in Kraft.

Die vorstehende Ordnung setze ich für das Bistum 
Essen in Kraft. 

Essen, 19.11.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 119	 Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen vom 06. Okto-
ber 2021 – Berufsausbildungsord-
nung – 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 6. Okto-
ber 2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse 
vom 05.04.1991 (Kirchliches Amtsblatt 1991, S. 
107ff.), zuletzt geändert am 14.04.2021 (Kirchliches 
Amtsblatt 2021, S. 75), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Der Punkt am Ende von Buchstabe b) wird durch 
ein Komma ersetzt.

b) Nach Buchstabe b) wird ein neuer Buchstabe c) 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„c) Studierende in einem ausbildungsintegrierten 
dualen Studium, die vom Geltungsbereich der Ord-
nung für Studierende in ausbildungsintegrierten 
dualen Studiengängen erfasst sind.“

2. In § 11 Absatz 4 Buchstabe b) wird die Angabe „§ 
27b Abs. 2“ durch die Angabe „§ 27c Abs. 2“ ersetzt.

3. In § 19 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 3 Abs. 
2 und § 6 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 3 Abs. 1 und 
2“ ersetzt.

4. In Anlage 1 wird Absatz 1 wie folgt gefasst: 

„(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt 

ab 1. April 2022

- im ersten Ausbildungsjahr 	 1.068,26 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 	 1.118,26 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr 	 1.164,02 Euro
- im vierten Ausbildungsjahr 	 1.227,59 Euro.“

II) Die Änderungen unter Ziffer I) 1. bis 3. treten am 
1. Dezember 2021 in Kraft. Die Änderung unter Zif-
fer I) 4. tritt am 01.04.2022 in Kraft.

Die vorstehenden Änderungen setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft. 
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Essen, 19.11.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 120	 Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen vom 06. Okto-
ber 2021 – Ordnung für Praktikan-
tinnen und Praktikanten – 

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts für die (Erz-) Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 6. Okto-
ber 2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Praktikantinnen und Praktikan-
ten vom 07.04.1992 (Kirchliches Amtsblatt 1992, S. 
47ff.), zuletzt geändert am 14.04.2021 (Kirchliches 
Amtsblatt 2021, S. 76), wird wie folgt geändert:

In Anlage 1 wird die Ziffer 1 wie folgt gefasst: 

„1. Das monatliche Entgelt für Praktikantinnen mit 
Ausbildung zu den nachstehenden Berufen beträgt 
für: 

- Erzieherinnen, Heilerziehungspflegerinnen 

ab 1. April 2022		 1.652,02 Euro 

- Sozialarbeiterinnen, Sozialpädagoginnen, Heilpäd-
agoginnen 

ab 1. April 2022		 1.876,21 Euro.“

II) t Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 01.04.2022 
in Kraft. 

Die vorstehende Änderung setze ich für das Bistum 
Essen in Kraft. 

Essen, 19.11.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 121	 Beschlüsse der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen vom 06. Okto-
ber 2021 – PiA-Ordnung –

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) 
und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 6. Okto-
ber 2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten 
Ausbildungsgängen zur Erzieherin nach landesrecht-
lichen Regelungen (PiA-Ordnung) vom 21.06.2019 
(Kirchliches Amtsblatt 2019, S. 79ff.), zuletzt geän-

dert am 14.04.2021 (Kirchliches Amtsblatt 2021, S. 
75), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 wird ein neuer Satz 2 mit folgen-
dem Wortlaut eingefügt:

„Diese Ordnung gilt nicht für Studierende in einem 
ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom 
Geltungsbereich der Ordnung für Studierende in aus-
bildungsintegrierten dualen Studiengängen erfasst 
sind.“

2. § 9 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt:

ab 1. April 2022
- im ersten Ausbildungsjahr 	 1.190,69 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 	 1.252,07 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr 	 1.353,38 Euro.“

3. In § 17 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 3 Abs. 
2 und § 6 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 3 Abs. 1 und 
2“ ersetzt.

II) Die Änderungen unter Ziffer I) 1. und 3. treten 
am 01.12.2021 in Kraft. Die Änderung unter Ziffer I) 
2. tritt am 01.04.2022 in Kraft. 

Die vorstehenden Änderungen setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft. 

Essen, 19.11.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 122	 Ordnung über die Führung von Per-
sonalakten und Verarbeitung von 
Personalaktendaten von Klerikern 
und Kirchenbeamten (Personalak-
tenordnung)

PRÄAMBEL

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in Deutschland erlas-
sen, jeweils für ihren Bereich,
- zur Sicherstellung einer einheitlichen und rechtssi-
cheren Personalaktenführung im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz,
- unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der 
Personalaktenführung, namentlich der Transparenz, 
der Richtigkeit und Vollständigkeit, der Zulässigkeit 
der Information sowie der Vertraulichkeit, 
- unter Berücksichtigung beamten-, arbeits- und kir-
chenrechtlicher Standards, 
- in der Absicht, eine Aufarbeitung des sexu-
ellen Missbrauchs im Raum der katholischen  
Kirche zu ermöglichen und
- unter Wahrung der Privatsphäre und der Persön-
lichkeitsrechte der Bediensteten und Dritter  

folgende Ordnung: 
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§ 1  
Geltungsbereich

Diese Ordnung regelt die Führung von Personalak-
ten und die Verarbeitung von Personalaktendaten 
von Klerikern, Kandidaten und Kirchenbeamten (im 
Folgenden: Bedienstete2), die in der Diözese Essen 
inkardiniert sind oder die im Verantwortungsbereich 
der Diözese Essen eine dienstliche Funktion ausüben 
oder sich in Ausbildung oder im Ruhestand befinden. 
Für Kirchenbeamte gilt diese Ordnung nicht, soweit 
die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des Lan-
des- oder Bundesbeamtenrechts Anwendung finden. 

§ 2 
Verhältnis zum KDG und zur KAO

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten fin-
den das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) und die zu seiner Durchführung ergangenen 
Vorschriften, insbesondere die Durchführungsver-
ordnung zum Gesetz über den Kirchlichen Daten-
schutz (KDG-DVO), sowie die Anordnung über die 
Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen 
Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO) in ihrer 
jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit sich 
aus dieser Ordnung nichts Abweichendes ergibt. 

§ 3 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Ordnung bezeichnet der Ausdruck 
a) „Kleriker“: Diözesanbischöfe, Weihbischöfe, Diö-
zesanpriester und Diözesandiakone, Priester und 
Diakone einer Ordensgemeinschaft im Sinne von lit. 
d, die aufgrund eines Gestellungsvertrags im Dienst 
der Diözese tätig sind;
b) „Kandidaten“: Bewerber, die durch den Diözesan-
bischof oder seinen Beauftragten als Alumnus in das 
Priesterseminar oder als Bewerber für das Ständige 
Diakonat aufgenommen sind;
c) „Kirchenbeamte“: in einem kirchlichen Beamten-
verhältnis stehende Personen, soweit die persona-
laktenrechtlichen Bestimmungen des Landes- oder 
Bundesbeamtenrechts keine Anwendung finden;
d) „Ordensgemeinschaft“: Institute des geweih-
ten Lebens und Gesellschaften des apostolischen 
Lebens, sowie vergleichbare Gemeinschaften;
e) „Verarbeitung“: jeder mit oder ohne Hilfe automa-
tisierter Verfahren ausgeführte Vorgang oder jede sol-
che Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personen-
bezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die 
Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpas-
sung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, 
die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, 
Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, 
den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, 
das Löschen oder die Vernichtung, vgl. § 4 Nr. 3 KDG; 
f) „Dienstverhältnis“: die rechtliche Grundlage der 
Tätigkeit, sei es das spezielle Inkardinationsver-
hältnis eines Klerikers oder ein anderes kirchliches 
Dienstverhältnis;

2 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Ordnung von einer geschlechterdifferenzierenden Schreibweise abge-
sehen. 

g) „Dienstherr“: den Ortsordinarius (Diözesanbi-
schof, Generalvikar).

§ 4 
Verpflichtung zur Führung einer Personalakte

(1) Für jeden Bediensteten der Diözese Essen ist 
eine Personalakte zu führen.

(2) Personalaktenführende Stelle ist der Inkardinati-
onsordinarius, für Kirchenbeamte die Diözese. Diese 
bestimmen eine verantwortliche Person, welche 
nach Maßgabe dieser Ordnung entscheidet, welche 
Vorgänge in die Personalakten aufgenommen oder 
entfernt werden. Die verantwortliche Person kann im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit Untervollmachten ertei-
len.

(3) Die Diözese ist Verantwortlicher im Sinne des § 4 
Nr. 9 KDG und des § 2 der Kirchlichen Datenschutz-
gerichtsordnung (KDSGO).

§ 5 
Grundsätze der Personalaktenführung

(1) Personalakten sind nach den allgemeinen Stan-
dards und Regeln der Schriftgutverwaltung zu füh-
ren.

(2) Personalakten sind vertraulich zu behandeln und 
durch technische und organisatorische Maßnahmen 
vor unbefugter Einsicht zu schützen.

(3) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten 
über Bedienstete nur verarbeiten, soweit dies für 
die Begründung, Durchführung, Beendigung oder 
Abwicklung des Dienstverhältnisses oder zur Durch-
führung organisatorischer, personeller oder sozialer 
Maßnahmen, insbesondere zum Zwecke der Perso-
nalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich 
ist oder eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder die 
Einwilligung des Bediensteten vorliegt. 

(4) Die Personalakte kann in Teilen oder vollständig 
automatisiert geführt werden. 

(5) Personalakten unterliegen dem Datenschutz 
nach Maßgabe der einschlägigen kirchen- und 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Sie sind mit 
besonderer Sorgfalt zu führen und zu verwahren. 
Alle Personen, die Zugang zu Personalakten haben, 
unterliegen einer besonderen Verschwiegenheits-
pflicht und haben auch nach Beendigung des Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses über personenbezogene 
Daten Verschwiegenheit zu wahren. 

(6) Der Akteninhalt ist innerhalb der in § 8 bis § 
10 festgelegten Struktur fortlaufend und fälschungs-
sicher zu paginieren. Werden einzelne Blätter aus 
einer durchnummerierten Personalakte entnommen, 
ist dies in neutraler Form, unter Angabe des Grundes 
und der Person, die die Entnahme veranlasst hat, 
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in der Personalakte zu kennzeichnen. Werden die 
Personalakten statt in Papierform in elektronischer 
Form geführt, so ist ein revisionssicheres EDV-Sys-
tem zu verwenden, das die Paginierung ersetzt.

§ 6 
Beihilfeakten

(1) Unterlagen über Beihilfen sind als Teilakte gemäß 
den Regelungen des § 5 zu führen. Diese ist von 
der übrigen Personalakte getrennt aufzubewahren. 
Sie soll in einer von der übrigen Personalverwaltung 
getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden. 
Zugang sollen nur Beschäftigte dieser Organisati-
onseinheit haben.

(2) Personenbezogene Daten dürfen ohne Einwilli-
gung für Beihilfezwecke verarbeitet werden, soweit 
die Daten für diese Zwecke erforderlich sind. Für 
andere Zwecke dürfen personenbezogene Daten aus 
der Beihilfeakte verarbeitet werden, wenn sie erfor-
derlich sind 
1. für die Einleitung oder Durchführung eines behörd-
lichen oder gerichtlichen Verfahrens, das im Zusam-
menhang mit einem Beihilfeantrag steht, oder
2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemein-
wohl, zur Abwehr einer sonst unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder zur Abwehr 
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte 
einer anderen Person.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Unterlagen über Heilfürsorge und Heilverfahren.

(4) Personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte 
dürfen ohne Einwilligung genutzt werden, soweit sie 
für die Festsetzung und Berechnung der Besoldung 
oder Versorgung oder für die Prüfung der Kinder-
geldberechtigung erforderlich sind. Dies gilt auch für 
Daten aus der Besoldungsakte und der Versorgungs-
akte, soweit sie für die Festsetzung und Berechnung 
der Beihilfe erforderlich sind. 

(5) Die Beihilfebearbeitung sowie die Führung der 
Beihilfeakte können mit Zustimmung der personal-
aktenführenden Stelle auf eine andere Stelle über-
tragen werden. Dieser Stelle dürfen personenbe-
zogene Daten, einschließlich Gesundheitsangaben, 
übermittelt werden, soweit deren Kenntnis für die 
Beihilfebearbeitung erforderlich ist. Die Absätze 1 
bis 3 sind für diese Stelle anzuwenden.

§ 7 
Inhalt der Personalakten allgemein

(1) Die Personalakte gibt ein möglichst vollständiges 
Bild über den dienstlichen Werdegang und die Eig-
nung des Bediensteten, um daraus Erkenntnisse für 
den sachgerechten Personaleinsatz und eine effek-
tive Personalplanung zu gewinnen.

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die 
den Bediensteten betreffen, soweit sie mit seinem 
Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren 
Zusammenhang stehen (Personalaktendaten), ins-
besondere

a) Aktueller Personalbogen
b) Abschlussexamenszeugnisse, Unterlagen zum 
Ausbildungsverlauf, Praktika 
c) Nachweise über Aus-, Fort- und Weiterbildung 
d) Nachweise über Auszeiten, Beurlaubungen
e) Dienstliche Beurteilungen
f) Gesundheitszeugnisse, ärztliche und psychologi-
sche Gutachten
g) Unterlagen über Ermittlungs- und Strafverfahren 
durch staatliche Strafverfolgungsbehörden sowie 
abschließende Dekrete oder Urteile einer kanoni-
schen Voruntersuchung eines Disziplinar- oder Straf-
prozesses (ggf. in Kopie) mit einem Vermerk darü-
ber, wo die vollständigen Unterlagen zu diesen Ver-
fahren zu finden sind 
h) Unbedenklichkeitsbescheinigung, Selbstverpflich-
tungserklärungen und Selbstauskunftserklärungen 
nach der „Rahmenordnung - Prävention gegen sexu-
alisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen“ (Präventionsord-
nung) 
i) Teilnahmebescheinigungen an Schulungs- und 
Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
j) Aktenvermerke über die Einleitung von Plausi-
bilitätsprüfungen nach Nr. 20 der Ordnung für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch 
Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst mit einem Hinweis darüber, wo diese Vor-
gangsakten zu finden sind.

Die Unterlagen gem. lit. f und g sind gesondert gesi-
chert zu verwahren. 

(3) Nicht Bestandteil der Personalakten sind Vor-
gänge, die sachlichen, vom Dienstverhältnis zu tren-
nenden Zwecken dienen, auch wenn in ihnen die 
persönlichen dienstlichen Verhältnisse des Bediens-
teten berührt sind. Dies sind insbesondere
a) anonyme Schreiben 
b) Prüfungsarbeiten 
c) Unterschriftensammlungen und Bittbriefe für oder 
gegen den Verbleib des Klerikers in der Gemeinde
d) Publikationen (z. B. Fachaufsätze oder Pressebei-
träge) 
e) Korrespondenz privater Natur ohne Bezug zum 
Dienstverhältnis, z. B. Glückwunschschreiben, 
Dienstreiseberichte
f) Presseausschnitte 

(4) Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, 
die zur Personalakte gehören, dürfen nur dann in 
andere Akten aufgenommen werden, wenn dies 
durch Rechtsvorschriften ausdrücklich angeordnet 
oder zugelassen worden oder wenn dies zum Schutz 
berechtigter höherrangiger Interessen zwingend 
erforderlich ist. Werden Auszüge und Abschriften 
von Schriftstücken, die zur Personalakte gehören, 
auch in andere Akten aufgenommen, ist in der Per-
sonalakte zu vermerken, um welche Akten es sich 
handelt und wo sie sich befinden.

(5) Die Personalakte kann in eine Grundakte (auch 
Hauptakte genannt) und mehrere Teilakten, wie 
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Besoldungsakte und Versorgungsakte, gegliedert 
werden. Ob eine solche Aufteilung in Grund- und 
Teilakten erfolgt, liegt im Ermessen der persona-
laktenführenden Stelle. Sind Teilakten vorhanden, 
ist in der Grundakte zu vermerken, um welche Teil-
akten es sich handelt und wo sie sich befinden. In 
Fällen des § 14 ist das Führen einer Nebenakte 
zulässig. Wird die Personalakte weder vollständig in 
Schriftform noch vollständig elektronisch geführt, 
so muss sich aus dem Verzeichnis nach Satz 4 erge-
ben, welche Teile der Personalakte in welcher Form 
geführt werden. In die Grundakte ist ein vollstän-
diges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten aufzu-
nehmen.

(6) Im Übrigen sind die Bestimmungen dieser Ord-
nung vollumfänglich auf Teilakten anzuwenden.

§ 8  
Gliederung und Inhalt der Personalakte von Kleri-

kern im Besonderen

(1) Die Gliederung der Personalakte von Klerikern 
soll nach zeitlichen und sachlichen Gesichtspunkten 
erfolgen. 

(2) Die Gliederung nach zeitlichen Gesichtspunkten 
findet wie folgt statt:
a) Zeitraum von der Annahme als Alumnus in das 
Priesterseminar gem. canon 241 CIC oder ab der 
Annahme in den Bewerberkreis für das Ständige 
Diakonat bis hin zur Diakonenweihe 
b) Zeitraum ab der Diakonenweihe 
- bis zum Tod des Klerikers oder 
- der Umkardination oder 
- der Entlassung aus dem Klerikerstand 
(3) Die sachliche Gliederung erfolgt innerhalb dieser 
beiden Abschnitte, wobei die einzelnen Dokumente 
chronologisch abzulegen sind.

§ 9 
Inhalt der Personalakten von Kandidaten 
für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe

Für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe sind über 
die in § 7 genannten Unterlagen hinaus insbeson-
dere folgende Dokumente in die Personalakte des 
Klerikers oder des Kandidaten aufzunehmen: 
a) Bewerbung als Alumnus in das Priesterseminar 
oder für das Ständige Diakonat mit Lebenslauf, Tauf-
schein, Firmzeugnis, Reifezeugnis und ggf. Bewer-
bungsfotos 
b) Bestätigung der Aufnahme als Alumnus in das 
Priesterseminar oder als Bewerber für das Stän-
dige Diakonat durch den Ortsordinarius oder den 
Regens
c) Bestätigung der Aufnahme in den Pastoralkurs
d) Referenzen und Beurteilungen, u. a. von Heimat- 
und Praktikumspfarrern, Schulmentoren etc. 
e) Urkunde über die Admissio sowie die Beauftra-
gung zum Lektorat und Akolythat
f) Zulassungsdokumente für die Diakonenweihe ein-
schließlich des Abschlussberichts des Regens mit 
Empfehlung der Zulassung zur Diakonenweihe 

g) Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 
1050, 1051 CIC) und partikulare Recht für die  Spen-
dung der Diakonenweihe verlangt
h) Urkunde zur Diakonenweihe

§ 10 
Personalakteninhalt von Klerikern  

für den Zeitraum ab der Diakonenweihe

(1) Für den Zeitraum ab der Diakonenweihe muss 
die Personalakte des Klerikers einen regelmäßig zu 
aktualisierenden Personalbogen enthalten. 

(2) Über die in den §§ 7 und 9 aufgeführten Bestand-
teile hinaus sind insbesondere noch folgende Doku-
mente und Urkunden in die Personalakte aufzuneh-
men:
a) In- bzw. Exkardinationsurkunden 
b) Vorbereitung auf die Priesterweihe mit dazugehö-
rigen Praktika bzw. Feriendiakonaten, Abschlussbe-
richt des Regens mit Empfehlung der Zulassung zur 
Priesterweihe 
c) Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 
1050, 1051 CIC) und partikulare Recht für die Spen-
dung der Priesterweihe verlangt
d) Urkunde zur Priesterweihe
e) Urkunde und Zeugnisse von Examina, die im Rah-
men der pastoralen Ausbildung abgelegt wurden
f) Ernennungsurkunden, ggf. mit Stellenbeschrei-
bung
g) Ehrungen dienstlicher und außerdienstlicher Art, 
Auszeichnungen usw. 
h) Informationen über Versetzungen eines Klerikers 
innerhalb und außerhalb der Diözese
i) Schriftwechsel zwischen Kleriker und Bistumslei-
tung (Diözesanbischof, Ordinariat), soweit sie mit 
dem Dienstverhältnis des Klerikers in einem inneren 
Zusammenhang stehen 
j) Gesprächsprotokolle, ggf. auch von den Visitati-
onsgesprächen, soweit sie dem Kleriker zur Kenntnis 
gegeben und von ihm gegengezeichnet wurden
k) Gravierende Beschwerden und Bewertungen 
über die Dienst- und Lebensführung, kirchenrechtli-
che Maßnahmen und Strafverfahren, Meldungen an 
römische Dikasterien
l) Verfügungen im Todesfall, soweit sie vom Bediens-
teten der personalaktenführenden Stelle überlassen 
wurden, mit gesonderter Sicherung versehen

§ 11 
Zugang zur Personalakte

Zugang zur Personalakte dürfen nur Beschäftigte 
haben, die im Rahmen der Personalverwaltung 
mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten 
beauftragt sind, und nur, soweit dies zu Zwecken 
der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft 
erforderlich ist. 

§ 12 
Anhörungspflicht

(1) Der Bedienstete ist zu Beschwerden, Behaup-
tungen und Bewertungen, die für ihn ungünstig 
sind oder ihm nachteilig werden können, vor deren 
Aufnahme in die Personalakte zu hören, soweit die 
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Anhörung nicht nach anderen Rechtsvorschriften 
erfolgt. Die Äußerung des Bediensteten soll schrift-
lich erfolgen und ist zur Personalakte zu nehmen. 
Sofern der Bedienstete auf die Abgabe einer Stel-
lungnahme verzichtet, ist dieses in der Personalakte 
zu vermerken.

(2) Dienstliche Beurteilungen sind dem Bedienste-
ten vor Aufnahme in die Personalakte zur Kenntnis 
zu bringen. Dies ist aktenkundig zu machen, wobei 
eine Stellungnahme des Bediensteten ebenfalls zu 
den Akten zu nehmen ist.

§ 13 
Recht auf Akteneinsicht

(1) Jeder Bedienstete hat, auch nach Beendigung 
seines Dienstverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in 
seine vollständige Personalakte.  

(2) Einem Bevollmächtigten des Bediensteten ist 
Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterblie-
bene und deren Bevollmächtigte, wenn ein rechtli-
ches Interesse glaubhaft gemacht wird. 

(3) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo 
die Einsicht gewährt wird. Die Einsicht in die Per-
sonalakte darf zum Ausschluss von Manipulatio-
nen nur unter Aufsicht erfolgen. Soweit dienstliche 
Gründe dem nicht entgegenstehen, können Aus-
züge, Abschriften oder Ausdrucke gefertigt werden. 

§ 14 
Vorlage und Weitergabe von Personalakten

(1) Mit Einwilligung des Bediensteten ist es zuläs-
sig, die Kopie der Personalakte den Personalverant-
wortlichen einer anderen Diözese bzw. einem ande-
ren Dienstherrn vorzulegen, soweit dies für die Zwe-
cke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft 
erforderlich ist.

(2) Wechselt ein Kleriker in den Dienst eines kirch-
lichen Rechtsträgers außerhalb seiner Inkardinati-
onsdiözese (auswärtige Tätigkeit, Transmigration), 
bleibt die Inkardinationsdiözese für die Dauer dieser 
Tätigkeit die personalaktenführende Stelle. In die-
sem Fall stellt die Inkardinationsdiözese dem aus-
wärtigen kirchlichen Rechtsträger eine Kopie der 
Personalakte zur Verfügung, die innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen zurückgesandt und im Anschluss 
von der Inkardinationsdiözese mit Rückgabevermerk 
vernichtet wird. Der auswärtige kirchliche Rechtsträ-
ger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevanten 
Dokumente und Vorgänge für die Dauer der aus-
wärtigen Tätigkeit unverzüglich der Inkardinati-
onsdiözese übermittelt werden. Endet der Einsatz 
des Klerikers, übermittelt der auswärtige kirchliche 
Rechtsträger eine Kopie seiner geführten Nebenakte 
ebenfalls der Inkardinationsdiözese und schließt die 
Nebenakte mit einem entsprechenden Vermerk.

(3) Im Falle einer Umkardination wird die neue 
Inkardinationsdiözese bzw. die Ordensgemeinschaft 
personalaktenführende Stelle. Die Akte in der bis-

herigen Inkardinationsdiözese bzw. in der Ordens-
gemeinschaft wird geschlossen und nach Ablauf der 
Frist gemäß § 17 Absatz 4 in deren Archiv überführt. 
Eine vollständige Kopie dieser Akte wird der neuen 
Inkardinationsdiözese übersandt; die Personalakte 
wird nun dort geführt.

(4) Tritt ein Ordenskleriker aufgrund eines Gestel-
lungsvertrags in den Dienst einer Diözese, bleibt die 
Ordensgemeinschaft für die Dauer der Gestellung 
die personalaktenführende Stelle. Die Ordensge-
meinschaft stellt dem auswärtigen Träger eine Kopie 
der Personalakte im Sinne dieser Ordnung zur Ver-
fügung. Abweichend von Satz 2 kann der Diözesan-
bischof einer Gestellung auch zustimmen, wenn eine 
qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung durch 
den Ordensobern vorliegt. Die Kopie der Persona-
lakte wird innerhalb einer Frist von sechs Wochen 
zurückgesandt und im Anschluss von der Ordens-
gemeinschaft mit Rückgabevermerk vernichtet. Der 
auswärtige Träger stellt sicher, dass alle personal-
aktenrelevanten Dokumente und Vorgänge für die 
Dauer der auswärtigen Tätigkeit unverzüglich der 
Ordensgemeinschaft übermittelt werden. Endet der 
Einsatz des Ordensklerikers, übermittelt der auswär-
tige Träger eine Kopie seiner geführten Nebenakte 
an die Ordensgemeinschaft und schließt die Neben-
akte mit einem entsprechenden Vermerk.

(5) Die Regelungen der Absätze 2 bis 3 gelten ent-
sprechend auch für Kleriker und Kirchenbeamte, 
soweit Unterlagen von staatlicher Seite angefordert 
werden.

(6) Abweichend von Absatz 1 darf Ärzten, Psycho-
logen oder Therapeuten, die im Auftrag der perso-
nalaktenführenden Dienststelle ein medizinisches 
oder psychologisches Gutachten erstellen, die Per-
sonalakte ohne Einwilligung übermittelt werden. Der 
betroffene Bedienstete ist über den Vorgang schrift-
lich zu informieren. 

(7) Soweit die personalaktenführende Stelle Aufga-
ben, die ihr gegenüber den Bediensteten obliegen, 
einer anderen Stelle zur selbstständigen Bearbeitung 
übertragen hat, darf sie dieser Stelle ausschließlich 
die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Perso-
nalaktendaten übermitteln. 

§ 15  
Auskunft an Dritte

(1) Auskünfte an Dritte, aber keine Akteneinsicht, 
dürfen ohne Einwilligung des Bediensteten erteilt 
werden, wenn dies zwingend erforderlich ist
a) für die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung 
des Gemeinwohls oder 
b) für den Schutz berechtigter, höherrangiger Inter-
essen der oder des Dritten.
 
Inhalt und Empfänger der Auskunft sind dem 
Bediensteten schriftlich mitzuteilen.

(2) Ein berechtigtes, höherrangiges Interesse an der 
Kenntnis der als Auskunft zu übermittelnden Daten 
nach Absatz 1 besteht insbesondere dann, wenn der 
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Dritte glaubhaft macht, dass der Bedienstete Hand-
lungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils 
des Strafgesetzbuches begangen hat und der Dritte 
als Betroffener der Straftat oder dessen Angehörige 
ersten Grades auf konkrete Anfragen hin Auskunft 
begehren. Dasselbe gilt für Anfragen zur Plausibili-
tätsprüfung nach Nr. 20 der Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- 
oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst.

(3) Auf Wunsch des Dritten, welcher ein berechtigtes, 
höherrangiges Interesse geltend gemacht hat, ist die 
Auskunft durch einen staatlichen Notar zu erteilen. 
Dieser ist als Berufsgeheimnisträger in besonderem 
Maße auf die Einhaltung der Datenschutzbestimmun-
gen und der Achtung der Persönlichkeitsrechte Drit-
ter verpflichtet. Der Notar erhält ein Einsichtsrecht in 
die die Auskunft betreffenden Unterlagen und erteilt 
im Anschluss die gewünschte Auskunft. 

§ 16  
Entfernung von Personalaktendaten

Der Bedienstete hat das Recht, von der personalak-
tenführenden Stelle zu verlangen, Unterlagen über 
Tatsachen, Beschwerden, Behauptungen und Bewer-
tungen unverzüglich aus der Personalakte zu entfer-
nen und zu vernichten, wenn diese erwiesen unbe-
gründet oder falsch sind. Die personalaktenführende 
Stelle hat die Pflicht, dies unverzüglich umzusetzen.

§ 17 
Aufbewahrungsfristen

(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der 
personalaktenführenden Stelle fünf Jahre in der lau-
fenden Registratur aufzubewahren. 

(2) Personalakten sind abgeschlossen

a) bei Klerikern
- mit Umkardination 
- mit dem Verlust des Klerikerstandes 
- mit Tod
b) bei Kirchenbeamten
- bei Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst mit 
Ablauf des Jahres des Erreichens der Regelalters-
grenze, wenn mögliche Versorgungsempfänger nicht 
mehr vorhanden sind oder
- wenn der Bedienstete ohne versorgungsberech-
tigte oder altersgeldberechtigte Hinterbliebene ver-
storben ist, mit Ablauf des Todesjahres oder 
-wenn nach dem Tod des Bediensteten versorgungs-
berechtigte oder altersgeldberechtigte Hinterblie-
bene vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem 
die letzte Versorgungsverpflichtung entfallen ist.

(3) Versorgungsakten sind für die Dauer von zehn Jah-
ren nach Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versor-
gungszahlung geleistet worden ist, aufzubewahren. 
Besteht die Möglichkeit eines Wiederauflebens des 
Anspruchs, sind die Akten 30 Jahre aufzubewahren. 

(4) Nach Ablauf dieser Frist sind die Personalak-
ten ins Archiv der betreffenden Diözese gemäß § 3 

Absatz 4 KAO zu überführen. Diese Akten sind von 
einer Bewertung durch das zuständige Archiv aus-
genommen und grundsätzlich in Gänze im Archiv 
zu verwahren, wobei sie von ihrer Übernahme ins 
Archiv an für Forschungs- und Aufarbeitungszwecke 
zur Verfügung stehen.

(5) Von der Archivierungspflicht nach Abs. 4 blei-
ben Teilakten wie insbesondere Besoldungs- oder 
Beihilfeakten ausgenommen. Sie unterliegen 
den Bewertungs- und Übernahmeregelungen der 
KAO.

§ 18 
Kirchliche Disziplinar- und Strafverfahren

(1) Die für die kirchlichen Disziplinar- oder Strafver-
fahren zuständigen Stellen haben ohne Einwilligung 
des Bediensteten das Recht auf Einsicht in dessen 
Personalakte, sobald ein Disziplinar- oder Strafver-
fahren, beginnend mit der Voruntersuchung, eröff-
net wird.

(2) Kirchliche Disziplinar- und Strafprozessak-
ten verbleiben bei der ausführenden Behörde und 
werden nach Abschluss des Verfahrens dem kirch-
lichen Archiv angeboten. Kopien der abschließen-
den Dekrete und Endurteile der Disziplinar- und 
Strafprozesse werden umgehend zur Personalakte 
genommen. 

§ 19 
Übermittlungen in staatlichen Strafverfahren

Für die Übermittlung von Personalaktendaten in 
einem staatlichen Strafverfahren gelten die gesetz-
lichen Bestimmungen. Die Vorschriften des Kirchli-
chen Datenschutzgesetzes sind einzuhalten. 

§ 20 
Automatisierte Verarbeitung von Personal

aktendaten

(1) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der 
Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft 
automatisiert oder digital verarbeitet werden. Ihre 
Übermittlung ist nur nach Maßgabe dieser Ordnung 
oder der einschlägigen Bestimmungen des Kirchli-
chen Datenschutzgesetzes zulässig.

(2) Personalaktendaten im Sinne des § 6 dürfen nur 
im Rahmen ihrer Zweckbestimmung und nur von 
den übrigen Personaldateien technisch und organi-
satorisch getrennt automatisiert oder digital verar-
beitet werden. 

(3) Von den Unterlagen über medizinische oder psy-
chologische Untersuchungen und Tests dürfen im 
Rahmen der Personalverwaltung nur die Ergebnisse 
automatisiert oder digital verarbeitet werden, soweit 
sie die Eignung betreffen und ihre Verwendung dem 
Schutz der Bediensteten dient. 

(4) Bei erstmaliger Speicherung ist dem Bediens-
teten die Art der zu seiner Person nach Absatz 1 
gespeicherten Daten mitzuteilen.
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§ 21 
Rechtsweg bei Streitigkeiten

Im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften der 
Kirchlichen Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO) 
können Individualrechte im Sinne dieser Ordnung, 
unbeschadet der Möglichkeit der Verwaltungsbe-
schwerde (hierarchischer Rekurs), bei den kirchli-
chen Gerichten in Datenschutzangelegenheiten gel-
tend gemacht werden. Es gelten die Vorschriften der 
KDSGO.

§ 22  
Ausführungsbestimmungen

Der Ortsordinarius kann zu dieser Ordnung Ausfüh-
rungsbestimmungen erlassen. 

§ 23 
Inkrafttreten

(1) Die vorstehenden Regelungen sind vom Zeit-
punkt ihres Inkrafttretens an auf Personalakten von 
Bediensteten anzuwenden, deren Dienstverhältnis 
nach diesem Zeitpunkt begründet wird. 

(2) Alle Regelungen dieser Ordnung finden mit dem 
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unmittelbare Anwen-
dung auch auf Personalakten von Bediensteten, die 
sich bereits im Dienst befinden sowie auf Persona-
lakten von bereits ausgeschiedenen Bediensteten, 
die sich noch in der laufenden Registratur befinden. 
Von einer Neuordnung der bereits vorhandenen Per-
sonalaktendaten nach den §§ 8 bis 10 dieser Ord-
nung kann abgesehen werden, wenn zum Stichtag 
des Inkrafttretens eine deutliche Zäsur in die Perso-
nalakte eingefügt wird und ab diesem Zeitpunkt die 
Personalakte nach Satz 1 geführt wird. 

(3) Alle bisherigen Regelungen zur Personalakten-
führung von Klerikern, Kandidaten und Kirchenbe-
amten, soweit für letztere nicht die personalakten-
rechtlichen Bestimmungen des Landes- oder Bun-
desbeamtengesetzes Anwendung finden, treten mit 
Inkrafttreten dieser Ordnung außer Kraft. 

Diese Ordnung setze ich für das Bistum Essen mit 
Wirkung zum 01.01.2022 in Kraft. 

Essen, 01.12.2021

	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

Nr. 123	 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des 
Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag des 
Kirchenvorstandes der katholischen Propstei- und 
Kirchengemeinde St. Urbanus in Gelsenkirchen-Buer 
folgend, die Profanierung der ehemaligen Filialkirche 
St. Konrad in Buer-Erle sowie des darin befindlichen 
Altars gemäß cc. 1212, 1222 § 2 und 1238 § 1 CIC. 

Begründung:
Die ehemalige Filialkirche verliert ihre Nutzung 
als Gemeindekirche zu Gunsten einer Umgestal-
tung zu einem Ort für Trauerfeiern und Zusam-
menkünfte in nicht kirchlicher Trägerschaft. Das 
Allerheiligste wurde in die Pfarrkirche übertragen. 
Aus dem Zelebrationsaltar wurden die Reliquien 
entnommen und in die Pfarrkirche überführt. Dem 
Antrag des Kirchenvorstandes war nach Anhö-
rung der gesetzlich vorgeschriebenen Gremien und 
schließlich nach Erteilung der kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung hinsichtlich der wirtschaftlich damit 
zusammenhängenden Entscheidungen zu entspre-
chen. Über das Inventar der Kirche ist eine Inven-
tarliste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Essen, 03.12.2021
	 + Dr. Franz-Josef Overbeck
	 Bischof von Essen

L.S.
	 Regina Wagner
	 Bischöfliche Notarin

Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Nr. 124	 „Bei mir bist du groß!“ – Gabe der 
Erstkommunionkinder 2022

„Bei mir bist du groß!“ – unter dieses Leitwort stellt 
das Bonifatiuswerk in diesem Jahr seine Erstkommu-
nionaktion und bittet um die Gabe der Erstkommu-
nionkinder. Inhaltlich geht es bei der Erstkommunio-
naktion 2022 um die bekannte Begegnung des Zoll-

pächters Zachäus mit Jesus in Jericho, von der im 
Lukasevangelium berichtet wird. 

Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christli-
cher Gemeinschaft und zur Vermittlung der christli-
chen Botschaft an die an nachfolgende Generationen 
in extremer Diaspora notwendig ist, u. a.: 
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- katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen und 
Wohngruppen
- religiöse Elementarerziehung in den katholischen 
Kindergärten in den neuen Bundesländern,
- Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse 
und diakonische Bildungsmaßnahmen,
- Religiöse Kinderwochen (RKW),
- Katholische Jugend-(verbands)arbeit,
- internationale religiöse Jugendbegegnungen,
- kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, 
Gewalt und Missbrauch,
- ambulante Kinderhospizdienste,
- katholische Schulseelsorge und Studierendenseel-
sorge.

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der För-
derung der Kinder- und Jugendpastoral in der Dias-
pora mit der Festlegung der Erstkommuniongabe für 
dieses Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. 
Deshalb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie 
alle ehrenamtlichen und hauptberuflichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in der Erstkommunionvorbe-
reitung, durch ihre aktive Unterstützung diese zent-
rale Arbeit auch im Jahr 2022 mitzutragen. Als Hilfs-
werk für den Glauben ist es unser Anspruch, unsere 
Projektpartner solidarisch und in zuverlässiger Kon-
tinuität zu begleiten. Um helfen zu können, sind wir 
auf unsere Spenderinnen und Spender angewiesen. 
Aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifa-
tiuswerkes werden Projekte in Deutschland, Nordeu-
ropa und dem Baltikum gefördert. Diese Förderung 
ist unter anderem nur dank der großzügigen Gabe 
der Erstkommunionkinder möglich. Durch die Coro-
na-Pandemie sind diese Spenden stark eingebro-
chen. Umso mehr bittet das Bonifatiuswerk auch in 
diesen schwierigen Zeiten um eine verlässliche Hilfe. 

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Erstkommunionaktion veröffentlicht. Neben Beiträ-
gen renommierter Religionspädagogen und Theo-
logen zum Thema enthält der Erstkommunion-Be-
gleiter auch Informationen zur Arbeit der Diaspo-
ra-Kinder- und Jugendhilfe sowie die Vorstellung des 
Beispielprojektes 2022. Dazu ist auf der Homepage 
des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu finden, 
der in der Erstkommunionvorbereitung eingesetzt 
werden kann. Aktuelles zur Vorbereitung liefert vier-
mal im Jahr auch der Erstkommunion-Newsletter, 
der kostenfrei auf www.bonifatiuswerk.de/newslet-
ter abonniert werden kann. 

Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkom-
munionposter, Begleithefte, Spendentüten, Briefe an 
die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch bis 
spätestens Februar 2022. Bereits im August 2021 
wurden die Begleithefte zum Thema „Bei mir bist du 
groß!“ verschickt. 

Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf das 
im Kollektenplan angegebene Konto mit dem Ver-
merk „Gabe der Erstkommunionkinder“. Vielen Dank!

Thema und Materialien zur Erstkommunionaktion 
2023 können zudem wieder bereits ab Frühjahr 2022 
unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden. 

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:

Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V.
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe
Kamp 22, 33098 Paderborn
Telefon: (05251) 29 96-94
Telefax: (05251) 29 96-88
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de 
Internet: www.bonifatiuswerk.de

Nr. 125	 „Viele Gaben. Ein Geist“ – Gabe der 
Neugefirmten 2022 

Das Leitwort der diesjährigen Firmaktion des Boni-
fatiuswerkes lautet: „Viele Gaben. Ein Geist.“ Es 
greift damit auf, was bereits die ersten Christinnen 
und Christen erfahren durften: Der eine Geist Gottes 
schenkt eine Vielfalt der Gaben, die es zum Aufbau 
der Gemeinde und der Gemeinschaft in der Nach-
folge Jesu einzusetzen gilt. Mit der Firmaktion 2022 
möchten wir Firmbewerberinnen und Firmbewerber 
sowie Katechetinnen und Katecheten dazu ermuti-
gen, ihre große Fülle an Talenten und Gaben (neu) 
zu entdecken, zu entwickeln und im Geist des Evan-
geliums für andere Menschen in einer vielfältigen 
Gesellschaft einzusetzen.
Auch in diesem Jahr bitten wir wieder um die Gabe 
der Neugefirmten. Die Kinder- und Jugendhilfe des 
Bonifatiuswerkes fördert, was zur Begegnung im 
Glauben und zur Vermittlung der christlichen Bot-
schaft an nachfolgende Generationen in extremer 
Diaspora notwendig ist. Im Sinne einer subsidiären 
Hilfe unterstützen wir in den deutschen, nordeuro-
päischen und baltischen Diaspora-Gemeinden u.a.: 

- katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen und 
Wohngruppen
- religiöse Elementarerziehung in den katholischen 
Kindergärten in den neuen Bundesländern,
- Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse 
und diakonische Bildungsmaßnahmen,
- Religiöse Kinderwochen (RKW),
- Katholische Jugend-(verbands)arbeit,
- internationale religiöse Jugendbegegnungen,
- kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, 
Gewalt und Missbrauch, 
- ambulante Kinderhospizdienste,
- katholische Schulseelsorge und Studierendenseel-
sorge.

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der 
Förderung der Kinder- und Jugendpastoral in der 
Diaspora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses 
Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. Des-
halb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie alle 
ehrenamtlichen und hauptberuflichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in der Firmvorbereitung, durch 
ihre aktive Unterstützung diese zentrale Arbeit auch 
im Jahr 2022 mitzutragen. Als Hilfswerk für den 
Glauben ist es unser Anspruch, unsere Projektpart-
ner solidarisch und in zuverlässiger Kontinuität zu 
begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere 
Spenderinnen und Spender angewiesen. Aus Mitteln 
der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes 
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werden Projekte in Deutschland, Nordeuropa und 
dem Baltikum gefördert. Diese Förderung ist unter 
anderem nur dank der großzügigen Gabe der Neu-
gefirmten möglich. Durch die Corona-Pandemie sind 
diese Spenden stark eingebrochen. Umso mehr bit-
tet das Bonifatiuswerk auch in diesen schwierigen 
Zeiten um eine verlässliche Hilfe. 

Erneut hat das Bonifatuswerk ein Firmbegleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Firmaktion „Viele Gaben. Ein Geist.“ veröffentlicht. 
Der Firmbegleiter 2022 enthält zudem Informatio-
nen zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe 
sowie die Vorstellung des Beispielprojektes 2022. 
Dazu ist auf der Homepage des Bonifatiuswerkes 
auch ein Projektfilm zu finden, der in der Firmvorbe-
reitung eingesetzt werden kann.  
Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleit-
hefte, Spendentüten, Briefe an die Gefirmten und 
Meditationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu 
dem im Firmplan bekanntgegebenen Termin. Mate-
rialhefte zur Aktion 2022 wurden Ihnen bereits im 
August 2021 zugestellt.

Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Fir-
maktion 2023 können zudem bereits ab Frühjahr 2022 
unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden. 

Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollek-
tenplan angegebene Konto mit dem Vermerk „Gabe 
der Gefirmten“. Vielen Dank!

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:

Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e.V.
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe
Kamp 22, 33098 Paderborn
Telefon: (05251) 29 96-94
Telefax:  (05251) 29 96-88
E-Mail:    bestellungen@bonifatiuswerk.de 
Internet: www.bonifatiuswerk.de

Nr. 126	 Firm- und Visitationstermine 2022

Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck

1. Visitationen:

Pfarrei St. Medardus, Lüdenscheid
09.05. – 22.09.2022

Pfarrei St. Maria Immaculata, Meinerzhagen
24.10. – 09.12.2022

2. Firmungen:

Pfarrei St. Josef, Essen Ruhrhalbinsel
02. / 03.04.2022

Pfarrei St. Lambertus, Essen
02. / 16.09.2022

Pfarrei St. Hippolytus, Gelsenkirchen
23. / 24.09.2022

Pfarrei St. Medardus, Lüdenscheid
25.09.2022

Pfarrei St. Lamberti, Gladbeck
29. / 30.10.2022

Pfarrei Hl. Cosmas und Damian, Essen 
05. / 06.11.2022

Pfarrei Liebfrauen, Duisburg
18. / 19.11.2022

Pfarrei St. Maria Immaculata, Meinerzhagen
20.11.2022

Pfarrei St. Clemens, Oberhausen
03. / 04.12.2022

Weihbischof Ludger Schepers

1. Visitationen:

Pfarrei St. Peter und Paul, Bochum
17.01. bis 30.03.2022
25.04. bis 20.06.2022

Pfarrei Liebfrauen, Bochum
17.10. bis 11.12.2022

2. Firmungen:

Pfarrei St. Gertrud, Essen
26.03.2022

Pfarrei St. Laurentius, Essen
27.03. und 03.04.2022

Propstei St. Pankratius, Oberhausen
06.05.2022

Pfarrei St. Peter und Paul, Bochum
07. und 08.05.2022

Propstei St. Marien, Schwelm – Gevelsberg 
– Ennepetal
14.05. und 15.05.2022

Pfarrei St. Marien, Oberhausen
11.06. und 12.06.2022

Pfarrei Peter und Paul, Witten – Sprockhövel 
– Wetter
28.08.2022

Pfarrei St. Judas Thaddäus, Duisburg
03.09. und 04.09.2022

Propstei St. Urbanus, Gelsenkirchen
23.09.; 24.09. und 25.09.2022

Pfarrei St. Antonius, Essen
21.10.; 22.10. und 23.10.2022

Pfarrei St. Michael, Werdohl
29.10.2022
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Pfarrei St. Matthäus, Altena – Nachrodt- 
Wiblingwerde
30.10.2022

Propstei St. Johann, Duisburg
05.11. und 06.11.2022

Propstei St. Gertrud, Bochum-Wattenscheid
12.11. und 13.11.2022

Propstei St. Ludgerus, Essen-Werden
18.11.; 19.11. und 20.11.2022

Pfarrei Liebfrauen, Bochum
25.11.; 26.11. und 27.11.2022

Weihbischof Wilhelm Zimmermann

1.Visitationen (geplant):

St. Mariä Himmelfahrt, Mülheim
Ende Mai 2022 vor den Sommerferien

Christus König, Halver
September 2022

St. Barbara, Mülheim
Ende Oktober 2022

2. Firmungen:

Pfarrei St. Augustinus-St. Joseph, Gleis X, 
Gelsenkirchen
12., 13., 19. März 2022

Pfarrei St. Cyriakus, Bottrop
01.und 02. April 2022 – Nachholtermin aus 2021

Pfarrei St. Franziskus, Bochum	
29. und 30. April 2022

St. Marien, Bochum-Stiepel
04. Juni 2022

St. Peter und Paul, Hattingen
11. und 12. Juni 2022

Herz-Jesu, Oberhausen
17. und 18. Juni 2022

St. Laurentius, Plettenberg
19. Juni 2022

St. Josef, Essen-Frintrop
16. und 17. September 2022

Christus König, Halver
24. September 2022

St. Joseph, Bottrop
04. und 05. November 2022

St. Cyriakus, Bottrop
11. und 12. November 2022

St. Michael, Duisburg
13. November 2022 

St. Mariä Himmelfahrt, Mülheim
18. und 19. November 2022

St. Dionysius, Essen
25. November 2022

St. Barbara, Mülheim
26. November 2022

St. Mariä Geburt, Mülheim
03. Dezember 2022

Nr. 127	 Divina Miseratione et Sanctae Apos
tolicae Sedis Gratia Episcopus 
Monasteriensis

Mit diesem Dekret löse ich mit Wirkung zum 
04.11.2021 die Vereinigung mit dem Namen „Totus 
Tuus – Neuevangelisierung“ gemäß c. 326 § 1 CIC 
auf. Damit erlischt zum 04.11.2021 die von meinem 
Vorgänger Bischof Reinhold Lettmann mit Datum 
vom 06.12.2007 ausgesprochene Approbation der 
Statuten der Vereinigung von Totus Tuus sowie die 
Bestätigung dieser Vereinigung als private kanoni-
sche Vereinigung mit kirchlicher Rechtspersönlich-
keit.

Zudem untersage ich, dass die Vereinigung Totus 
Tuus sich nach c. 300 CIC als katholische Vereinigung 
bezeichnen und den Namensbestandteil „katholisch“ 
in ihrem Vereinsnamen und in ihrem öffentlichen 
Auftreten weiter tragen darf.

Mitarbeitern im pastoralen Dienst des Bistums unter-
sage ich jegliche Mitgliedschaft und Mitwirkung in wel-
cher Form auch immer in der Vereinigung Totus Tuus.
Zudem untersage ich ausdrücklich jegliche Form von 
Veranstaltungen/Aktivitäten von der der Vereinigung 
Totus Tuus auf dem Gebiet und in Einrichtungen des 
Bistums Münster.

Begründung:
Die in meinem Auftrag durchgeführte Visitation und 
die danach in meinem Auftrag geführten Gespräche 
mit Vertreterinnen und Vertretern der Vereinigung 
Totus Tuus haben gezeigt, dass die Verantwortlichen 
der Vereinigung Totus Tuus nicht willens, bereit und 
in der Lage sind, die im Bericht erkannten schwer-
wiegenden Mängel im geistlichen Umgang mit Mit-
gliedern dieser Gemeinschaft zum einzusehen und 
zum anderen die gravierenden Missstände auch 
abzustellen. Nach c. 305 § 1 CIC gehört es zu mei-
ner Amtspflicht als Diözesanbischof, über alle Verei-
nigungen im Bistum Münster zu wachen und dabei 
gegen Missbräuche in der kirchlichen Disziplin zum 
Wohle der Gläubigen einzuschreiten. Diesem Ziel 
dienen die von mir getroffenen Entscheidungen. 

Münster, 04.11.2021
	 + Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster
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Rechtsmittelbelehrung:
Gegen dieses Dekret kann gemäß c. 1734 CIC 
innerhalb einer Nutzfrist von 10 Tagen mittels einer 
begründeten Stellungnahme die Rücknahme oder 
Abänderung beantragt werden. Gegen einen ableh-
nenden Bescheid kann gemäß c. 1737 CIC innerhalb 
einer Nutzfrist von 15 Tagen Widerspruch bei Dikas-
terium für Laien, Familie und Leben in Rom eingelegt 
werden.
Um Beachtung des Abs. 3 des Dekretes des Bischofs 
von Münster vom 04.11.2021 in Sachen der Gemein-
schaft „Totus Tuus – Neuevangelisierung“ im Bistum 
Essen wird ausdrücklich gebeten.

Essen, 02.12.2021
	 Msgr. Klaus Pfeffer
	 Generalvikar

Nr.128	 Ausführungsbestimmung zur sinn-
gemäßen Anwendung des Artikels 
712 a Essener Synodalstatuten auf 
Sitzungen von Pfarrgemeinde- und 
Gemeinderäten

Die Ausführungsbestimmung zum Dekret über die 
Einführung eines Art. 712 a in die Synodalstatuten 
der Diözese Essen vom 28.10.2021 (KAbl Essen 
2021, Nr. 114) findet hiermit Anwendung auf die 
Pfarrgemeinde- und Gemeinderäte im Bistum Essen. 

Essen, 02.12.2021
	 Msgr. Klaus Pfeffer
	 Generalvikar

Nr. 129	 Festsetzung des Punktwertes der 
Schlüsselzuweisung für die Kirchen-
gemeinden gemäß § 5 Richtlinie zur 
Berechnung der Schlüsselzuweisung 
für die Kirchengemeinden im Bistum 
Essen

§ 1
Auf Basis der Haushaltsplanung des Bistums Essen 
für das Jahr 2021 wird der Punktwert zur Verteilung 
der Schlüsselzuweisung gemäß § 5 Richtlinie zur 
Berechnung der Schlüsselzuweisung für die Kirchen-
gemeinden im Bistum Essen mit

1,13 €

festgesetzt.

§ 2
Die Festsetzung gilt für das Haushaltsjahr und tritt 
zum 01.01.2022 in Kraft.

Essen, 30.11.2021
	 Msgr. Klaus Pfeffer
	 Generalvikar

Kirchliche Nachrichten

Nr. 130	 Personalnachrichten

Es wurden ernannt / beauftragt / eingesetzt am:

30.09.2021	 Ngolefac, Constant Leke, Verlänge-
rung seiner Beauftragung als Pastor 
der Pfarrei St. Barbara in Mülheim mit 
einem Schwerpunkt in der Gemeinde 
St. Mariae Rosenkranz, besonders in 
der Seelsorge für die kamerunischen 
Gemeindemitglieder sowie der franzö-
sischsprachigen afrikanischen Migran-
ten im Bistum Essen, zunächst wei-
terhin bis zum 31.08.2022 mit einem 
Beschäftigungsumfang von 50 Prozent;

21.10.2021	 Hennen-Nöhre, Marlies, nach Ent-
pflichtung zum 31.12.2021 von ihrer 
Ernennung als Gemeindereferentin an 
der Pfarrei St. Josef Essen Ruhrhalb-
insel mit einem Beschäftigungsumfang 
von 30 % und ihrer Beauftragung zur 
Mitarbeit mit einem Beschäftigungsum-
fang von 20 % im Vorstand der Katholi-
schen Stadtkirche sowie im Arbeitskreis 
Christlicher Kirchen, mit 50 % Beschäf-
tigungsumfang zur Geistlichen Beglei-
terin des kfd-Diözesanverbandes Essen. 
Die Ernennung ist befristet bis zum 
31.12.2023. Gleichzeitige Bestätigung 
ihrer Ernennung mit einem Beschäfti-
gungsumfang von 50 % mit der Leitung 
der Projektstelle Gründerbüro, befristet 
bis zum 31.07.2022;
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27.10.2021	 Mathur, Arun Jan, nach Entpflichtung 
zum 31.10.2021 von seinem Amt als 
vicarius paroecialis mit dem Titel Pastor 
zur Unterstützung der Pfarrei St. Lau-
rentius in Essen und seiner Sabbatzeit, 
zum vicarius paroecialis mit dem Titel 
Pastor an der Propsteipfarrei St. Cle-
mens in Oberhausen mit Wirkung zum 
01.11.2021;

28.10.2021	 Neikes, Hans-Ulrich, nach Entpflichtung 
zum 31.01.2022 von seiner Ernennung 
als vicarius paroecialis mit dem Titel 
Pastor der Pfarrei St. Josef Essen-Ruhr-
halbinsel und seiner Beauftragung mit 
der eigenverantwortlichen Wahrneh-
mung der Seelsorge in der Gemeinde 
Herz Jesu in Essen-Burgaltendorf, Ver-
setzung in den Ruhestand, als Pastor im 
besonderen Dienst in der Pfarrei Lieb-
frauen in Duisburg zum 01.02.2022;

02.11.2021	 Wennemar, Hubertus, nach Beendi-
gung von seiner Tätigkeit als Verwal-
tungsleiter in der Propsteipfarrei St. Cle-
mens in Oberhausen zum 30.11.2021, 
zum Pädagogischen Mitarbeiter an 
der Pfarrei St. Antonius in Essen zum 
01.12.2021;

04.11.2021	 Cruse, Petra, nach Entpflichtung zum 
30.11.2021 von ihrer Beauftragung als 
Gemeindereferentin in der Propsteipfarrei 
St. Johann in Duisburg, als Gemeindere-
ferentin an der Propsteipfarrei St. Ludge-
rus in Essen zum 01.12.2021 mit einem 
Beschäftigungsumfang von 100 %; 

09.11.2021	 Kampmann, Michael, zum Pastoral-
referenten an der Propsteipfarrei St. 
Pankratius in Oberhausen. Mit Wir-
kung zum 01.12.2021 in der Kranken-
hausseelsorge am Ameos Klinikum St. 
Marien in Oberhausen-Osterfeld GmbH 
mit einem Beschäftigungsumfang von 
70 %. Mit weiteren 30 % Einsatz in der 
Hospizseelsorge im Hospiz Vinzenz Pal-
lotti in Oberhausen-Osterfeld;

08.11.2021	 Fabritz, Peter, Dr. theol., nach Ent-
pflichtung von seinem Amt als Stadt-
dechant des Stadtdekanates Oberhau-
sen, zum Ehrenstadtdechanten mit Wir-
kung zum 30.09.2021;

08.11.2021	 Ogrodowczyk, Benedikt, nach erfolg-
ter Wahl am 20.09.2021 zum Präses 
der Kolpingfamilie Essen-Borbeck;

09.11.2021	 Neumann, Elvira, Bestätigung ihrer 
Beauftragung als Gemeindereferentin 
in der Propsteipfarrei St. Augustinus in 
Gelsenkirchen mit einem reduzierten 
Beschäftigungsumfang von 75 % zum 
01.12.2021. Gleichzeitige Beauftragung 

mit der Unterstützung für das „Pfar-
rübergreifende Team für Trauungen“ 
mit einem Beschäftigungsumfang von 
25 %;

10.11.2021	 Kemper, Michael, mit sofortiger Wir-
kung erneut zum Stadtdechanten des 
Stadtdekanates Bochum;

10.11.2021	 Müller, André, mit sofortiger Wirkung 
zum Stadtdechanten des Stadtdekana-
tes Oberhausen;

12.11.2021	 Krebbers, Andreas, nach der Weihe 
zum Diakon am 19.11.2021, Ernen-
nung zum Diakon mit Zivilberuf an der 
Pfarrei St. Antonius in Essen und beauf-
tragt, diesen Dienst schwerpunktmäßig 
in der Gemeinde St. Elisabeth in Essen 
auszuüben;

12.11.2021	 Kolling, Markus, nach der Weihe zum 
Diakon am 19.11.2021, Ernennung 
zum Diakon mit Zivilberuf an der Pfarrei 
St. Antonius in Essen und beauftragt, 
diesen Dienst schwerpunktmäßig in der 
Gemeinde St. Antonius in Essen auszu-
üben;

12.11.2021	 Keifenheim, Sebastian, nach der Weihe 
zum Diakon am 19.11.2021, Ernennung 
zum Diakon mit Zivilberuf an der Pfarrei 
St. Lambertus in Essen und beauftragt, 
diesen Dienst schwerpunktmäßig in der 
Gemeinde St. Hubertus und Raphael in 
Essen auszuüben;

12.11.2021	 Finke-Mbonde, Joel, nach der Weihe 
zum Diakon am 19.11.2021, Ernen-
nung zum Diakon mit Zivilberuf an der 
Pfarrei St. Gertrud in Essen und beauf-
tragt, diesen Dienst schwerpunktmäßig 
in der Gemeinde St. Gertrud in Essen 
auszuüben.

Beendigung des Dienstverhältnisses im Bistum 
Essen am:

01.10.2021	 Wandelt-Adelskamp, Walburga, 
Beendigung ihres Dienstes zum 
31.10.2021 als Gemeindereferentin im 
Bistum Essen.

Todesfall:

Am Montag, 22. November 2021, verstarb Hans-Jo-
achim Winter.

Der Verstorbene, der in Bochum gewohnt hat, wurde 
am 29. 01. 1944 in Breslau geboren und am 11.08. 
1972 in Essen zum Priester geweiht.

Nach seiner Weihe war Hans-Joachim Winter zunächst 
als Kaplan in St. Elisabeth in Duisburg, ab 1977 in 
St. Elisabeth in Essen-Frohnhausen und ab 1982 in 
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St. Elisabeth in Bochum-Gerthe eingesetzt. Im Jahr 
1985 ernannte ihn der Bischof von Essen zum Pfar-
rer der Pfarrei St. Peter und Paul in Witten-Herbede. 
Ab Herbst 1997 übernahm er zudem die Aufgabe als 
Dechant des Dekanates Hattingen. Mit der Neuer-
richtung der Pfarrei St. Peter und Paul in Witten – 
Sprockhövel – Wetter im Oktober 2007 wurde er zum 
Pfarrer dieser Pfarrei und als Pastor der Gemeinde St. 
Peter und Paul in Witten-Herbede ernannt.

Mit dem Eintritt in den Ruhestand im Juni 2014 wech-
selte Hans-Joachim Winter als Pastor im besonderen 
Dienst in die Pfarrei Liebfrauen in Bochum. In den 
endgültigen Ruhestand trat Hans-Joachim Winter mit 
Vollendung seines 75. Lebensjahres im Jahr 2019.

Der Verstorbene verkündete über mehr als 40 Jahre 
als Priester die frohe Botschaft Jesu Christi. In fast 
drei Jahrzehnten seiner Dienstzeit prägte Jochen 
Winter insbesondere die Seelsorge in Witten-Her-
bede. Dabei blieb er stets offen für neue Entwicklun-
gen in Kirche und Gesellschaft. Seine große Leiden-
schaft galt dem Bergsteigen und -klettern.

Seine letzte Ruhestätte fand er auf der Priestergruft 
des katholischen Friedhofs Am Huchert in Witten.

Wir gedenken des Verstorbenen in der Feier der 
Eucharistie und im Gebet.

R.I.P.
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